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Allgemeine Begründung 
 
 
Mit dem Haushaltsentwurf 2015 sinkt die Neuverschuldung im Jahr 2015 auf rund 98 Mio. Euro. 
Gegenüber dem Soll 2014 sinkt sie um 190 Mio. Euro. 
 
Das strukturelle Defizit nach den Maßstäben des Gesetzes zur Ausführung von Artikel 53 der Ver-
fassung des Landes Schleswig-Holstein beträgt im Jahr 2015 rund 395 Mio. Euro. Es unterschreitet 
die Vorgabe nach § 4 Abs. 2 des Ausführungsgesetzes zu Artikel 53 der Verfassung des Landes 
Schleswig-Holstein um 165 Mio. Euro. Die Defizitabbauvorgabe wird eingehalten. Gegenüber dem 
Soll 2014 sinkt das strukturelle Defizit um 184 Mio. Euro. 
 
Das strukturelle Defizit nach den Maßstäben der Verwaltungsvereinbarung zum Gesetz zur Gewäh-
rung von Konsolidierungshilfen im Jahr 2015 beträgt rund 106 Mio. Euro. Die Obergrenze gemäß § 4 
der Verwaltungsvereinbarung zum Gesetz zur Gewährung von Konsolidierungshilfen beträgt rund 
659 Mio. Euro. Die Defizitvorgabe wird damit um über 559 Mio. Euro unterschritten. Die Auszahlung 
der Konsolidierungshilfen in Höhe von 80 Mio. Euro ist gesichert. 
 
Mit dem Haushaltsentwurf 2015 kommt die Landesregierung allen finanzwirtschaftlichen Vorgaben 
nach und setzt gleichzeitig Schwerpunkte. Konsolidieren und Investieren stehen auch im Haushalt 
2015 im Vordergrund der Politik der Landesregierung. 
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Entwurf 

Gesetz über die Feststellung eines Haushaltsplanes 
für das Haushaltsjahr 2015 

(Haushaltsgesetz 2015) 
Vom     Dezember 2014 

 
 
 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 

Inhaltsübersicht 

§  1   Feststellung des Haushaltsplanes 

§  2   Kreditermächtigungen, derivative Finanzgeschäfte 

§  3   Kredit- und Zinsmanagement 

§  4   Haushaltswirtschaftliche Sperren 

§  5   Betragsgrenzen bei über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
und Verpflichtungen 

§  6   Zusätzliche Ausgaben und Verpflichtungen 

§  7   Bewirtschaftung des Einzelplans 12 

§  8   Allgemeine und Einzelplan übergreifende Bewirtschaftungs-
regeln 

§  9   Struktur- und Funktionalreform 

§ 10  Deckungsfähigkeit und Rücklagen 

§ 11  Stellenpläne und Stellenübersichten 

§ 12  Leerstellen 

§ 13  Ausbringung und Übertragung von Planstellen und Stellen 

§ 14  Ermächtigungen für sonstige Personal bewirtschaftende      
Maßnahmen 

§ 15  Übernahme von geprüften Nachwuchskräften 

§ 16  Grundstücksangelegenheiten 

§ 17  Sonstige Vermögensgegenstände 

§ 18  Bürgschaften und andere Sekundärverpflichtungen 

§ 19  Ermächtigungen für den Geschäftsbereich des Innen-
ministeriums 

§ 20  Ermächtigungen für den Geschäftsbereich des Finanz-
ministeriums 

§ 21  Beteiligung an der HSH Nordbank AG 

§ 22  Hochschulen und Forschungsinstitute 

§ 23  Ermächtigungen für den Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie 
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§ 24  Ermächtigungen für den Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Bildung und Wissenschaft 

§ 25  Ermächtigungen für den Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Justiz, Kultur und Europa 

§ 26  Ermächtigungen für den Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Soziales, Gesundheit, Familie und Gleichstellung 

§ 27  Ermächtigungen für den Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume 

§ 28  Ermächtigungen für den Einzelplan 14 

§ 29  Investitionsbank 

§ 30  Ermächtigung zur Änderung der Ansätze für die Gemein-
schaftsaufgaben 

§ 31  Solländerungen 

§ 32  Weitergeltung von Bestimmungen 

§ 33  Schulgirokonten 

§ 34  Änderung des Hochschulgesetzes 

§ 35  Inkrafttreten 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

§ 1 
Feststellung des Haushaltsplanes 

 

 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Haus-
haltsplan des Landes Schleswig-Holstein für das 
Haushaltsjahr 2015 wird in Einnahme und Ausgabe 
auf  
 

14 382 201 700 Euro 
 
sowie hinsichtlich der Verpflichtungsermächtigun-
gen auf 

889 448 000 Euro 
festgestellt. 
 

Feststellung der Beträge für das Haushaltsjahr 
2015. 
 
Die Konjunkturkomponente beträgt 254 000 000 
Euro. 

§ 2 
Kreditermächtigungen, 

derivative Finanzgeschäfte 
 

 

(1) Das Finanzministerium darf zur Deckung der 
Ausgaben Kredite bis zum Höchstbetrag von 
 

4 146 395 600 Euro 
 
für das Haushaltsjahr 2015 aufnehmen. Bei Diskont-
papieren ist nur der Nettobetrag auf die Krediter-
mächtigung des jeweiligen Haushaltsjahres anzu-
rechnen. 
 

Festlegung des Betrages für das Haushaltsjahr 
2015. 

(2) Das Finanzministerium darf ab Oktober des 
jeweiligen Haushaltsjahres im Vorgriff auf die Kre-
ditermächtigung des nächsten Haushaltsjahres 
Kredite bis zur Höhe von 5 % des in § 1 für die 
Einnahmen und Ausgaben des betreffenden Haus-
haltsjahres festgestellten Betrages aufnehmen. Die 
hiernach aufgenommenen Kredite sind auf die 
Kreditermächtigung des folgenden Haushaltsjahres 
anzurechnen. 
 

 

(3) Kredite und derivative Finanzgeschäfte nach 
§ 18 Absatz 6 der Landeshaushaltsordnung (LHO) 
sind in inländischer Währung abzuschließen. Eine 
Aufnahme von Fremdwährungskrediten ist zulässig, 
wenn das damit verbundene Wechselkursrisiko 
bezüglich Kapital und Zinsen in voller Höhe durch 
Wechselkurssicherungsgeschäfte ausgeschlossen 
wird. Auf die jeweilige Kreditermächtigung des 
Absatzes 1 ist der sich nach der Wechselkurssi-
cherung ergebende Kapitalbetrag in inländischer 
Währung anzurechnen. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

(4) Die Obergrenze für Zinsänderungsrisiken (§ 3 
Absatz 3 Satz 2) wird für das Haushaltsjahr 2015 
auf 55 000 000 Euro festgesetzt. Für die Planung 
und Steuerung der Zinsausgaben in den Jahren bis 
2020 sind im Haushaltsjahr 2015 folgende Ober-
grenzen bei den Zinsänderungsrisiken zu beach-
ten: Für 2016 90 000 000 Euro, für 2017  
90 000 000 Euro, für 2018 100 000 000 Euro, für 
2019 100 000 000 Euro und für 2020 110 000 000 
Euro. 
 

Festlegung der Beträge für das Haushaltsjahr 
2015. 
 

(5) Das Finanzministerium darf im Eigenbestand 
befindliche Wertpapiere des Landes vorüberge-
hend Kreditinstituten gegen Entgelt überlassen. 
 

 

(6) Das Finanzministerium darf Kassenverstär-
kungskredite bis zu 10 % des in § 1 für Einnahmen 
und Ausgaben des jeweiligen Haushaltsjahres 
festgestellten Betrages aufnehmen. Darüber hin-
aus darf das Finanzministerium zur Deckung eines 
nicht vorhergesehenen Liquiditätsbedarfs Vereinba-
rungen mit Kreditinstituten abschließen, die eine 
kurzfristige Liquiditätsbeschaffung durch Beleihung 
von im Eigenbestand des Landes befindlichen 
Wertpapieren bis zu einem Betrag von 
500 000 000 Euro ermöglichen. 
 

 

(7) Das Finanzministerium darf Darlehen, die der 
Bund den Ländern zweckgebunden gewährt, mit 
dem auf Schleswig-Holstein entfallenden Anteil 
aufnehmen. Ferner darf das Finanzministerium 
Darlehen aus dem sonstigen öffentlichen Bereich 
aufnehmen, die zweckgebunden für eine im Haus-
haltsplan veranschlagte Maßnahme gewährt wer-
den und die zinsgünstiger als Kapitalmarktdarlehen 
sind. 
 

 

(8) Zur wechselseitigen Besicherung von Kreditrisi-
ken aus derivativen Geschäften wird das Finanz-
ministerium ermächtigt, im Rahmen und für die 
Laufzeit dieser Geschäfte Sicherheiten in Form 
verzinster Barmittel entgegenzunehmen und zu 
stellen. Der damit verbundene Finanzierungsbedarf 
wird auf die Ermächtigung gemäß Absatz 6 Satz 1 
angerechnet und darf einen Betrag von 
500 000 000 Euro nicht überschreiten. 
 

 

§ 3 
Kredit- und Zinsmanagement 

 

 

(1) Beim Finanzministerium ist ein Kredit- und 
Zinsmanagement einzurichten. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

(2) Das Kredit- und Zinsmanagement beschafft die 
im Haushalt veranschlagten Kreditmarktmittel, 
schließt derivative Finanzgeschäfte gemäß § 18 
Absatz 6 LHO ab und verwaltet den Schulden- und 
Derivatbestand des Landes. Es plant und steuert 
die Struktur der Kreditmarktschulden sowie die 
derivativen Finanzgeschäfte in Abhängigkeit von 
der erwarteten Entwicklung der Kreditmarktzinsen 
mit dem Ziel, die Zinsausgaben des Haushalts über 
einen längerfristigen Planungszeitraum unter Be-
achtung von Zinsänderungsrisiken zu optimieren. 
Bei der Planung und Steuerung der Zinsausgaben 
aus den Kreditmarktschulden sind insbesondere 
der Zeitpunkt der Kreditaufnahme, die Fälligkeits- 
und Zinsbindungsstruktur der Kreditmarktschulden 
festzulegen und zinsgünstige Möglichkeiten der 
Kreditbeschaffung zu nutzen. Durch den ergän-
zenden Einsatz derivativer Finanzgeschäfte kann 
die Zinsbindungsstruktur der Kreditmarktschulden 
zusätzlich gestaltet werden. 
 

 

(3) Das Kredit- und Zinsmanagement setzt zur 
Unterstützung der Planung und Steuerung der 
Zinsausgaben ein Referenz-Portfolio ein. Die 
Zinsbindungsstruktur des Referenz-Portfolios wird 
unter Berücksichtigung der langfristigen Risikoab-
sorptionsfähigkeit des Haushalts festgelegt. Zins-
änderungsrisiken beinhalten das Potenzial hö-
herer Zinsausgaben in den zukünftigen Jahren. 
Die Steuerung der Zinsänderungsrisiken erfolgt 
mit Hilfe von alternativen Zinsszenarien und der 
Simulation der Zinsausgaben. Zur Begrenzung 
der Zinsänderungsrisiken werden auf der Grund-
lage eines standardisierten Risiko-
Zinsszenarios jährliche Obergrenzen mit Be-
zug auf die Schwankungsbreite der Zinsaus-
gaben abgeleitet. 
 

Anpassung an die Weiterentwicklung der Ver-
fahren zur Risikosteuerung und die Überarbei-
tung der Kalkulationsgrundlage. 

(4) Die mit dem Abschluss derivativer Finanzge-
schäfte verbundenen Kreditrisiken sind durch ge-
eignete Verfahren, die die Sicherheitenstellung für 
Neugeschäfte umfassen, zu begrenzen. Betriebs- 
und Abwicklungsrisiken sind durch organisatori-
sche und personalwirtschaftliche Maßnahmen so-
wie durch eine funktionale Trennung des Ab-
schluss- und Abwicklungsbereichs zu begrenzen 
 

 

(5) Einnahmen aus dem Verkauf von Zinsoptionen 
sind zur Risikovorsorge einer Zinsausgleichsrück-
lage zuzuführen und zweckgebunden zum Aus-
gleich von Zinsmehrausgaben zu verwenden. So-
weit Rücklagenmittel nicht mehr zur Abdeckung 
optionaler Zinsänderungsrisiken benötigt werden, 
sind sie zum Ausgleich von Zinsmehrausgaben 
während des Haushaltsvollzugs und zur Versteti-
gung der Zinsausgabenentwicklung im Finanzpla-
nungszeitraum einzusetzen. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

§ 4 
Haushaltswirtschaftliche Sperren 

 

 

(1) Über die Bestimmung des § 41 LHO hinaus darf 
das Finanzministerium Ausgaben sperren, wenn 
und soweit hierfür unvorhergesehen von anderer 
Seite nicht veranschlagte Mittel zweckgebun-
den bereitgestellt werden. Gleiches gilt, wenn Än-
derungen im Bundesrecht oder auf EU-Ebene zu 
Minderausgaben im Landeshaushalt führen. 
 

Anpassung an die Formulierung des § 6 Abs. 1. 

(2) Nach § 41 LHO und nach Absatz 1 gesperrte 
Beträge sind in der Landeshaushaltsrechnung als 
Minderausgabe nachzuweisen. 
 

 

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur 
Realisierung von globalen Minderausgaben und bei 
nicht genehmigten Haushaltsüberschreitungen des 
Vorjahres im laufenden Haushaltsjahr Ausgaben zu 
sperren. 
 

 

§ 5 
Betragsgrenzen bei über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben 

und Verpflichtungen 
 

 

(1) Der gemäß § 37 Absatz 2 Buchstabe a LHO zu 
bestimmende Betrag wird auf 500 000 Euro festge-
setzt. 
 

 

(2) Der gemäß § 37 Absatz 3 LHO zu bestimmen-
de Rahmen wird auf mehr als 500 000 Euro bis zu 
2 500 000 Euro festgesetzt. 
 

 

§ 6 
Zusätzliche Ausgaben 
und Verpflichtungen 

 

 

(1) Das Finanzministerium darf, auch wenn kein 
Fall des § 37 Absatz 1 oder des § 38 Absatz 1 LHO 
vorliegt, in Ausgaben oder in Verpflichtungen ein-
willigen, wenn und soweit hierfür nicht veranschlag-
te Mittel zweckgebunden von anderer Seite gezahlt 
oder rechtsverbindlich zugesagt sind. 
 

 

(2) Unvorhergesehene dringliche Ausgaben, in 
denen kein Fall des § 37 Absatz 1 LHO vorliegt, 
dürfen bis zu einem Betrag von 100 000 Euro im 
Einzelfall pro Haushaltsjahr geleistet werden, wenn 
der Finanzausschuss einwilligt und die Deckung 
gesichert ist. Der Gesamtbetrag der Ausgaben darf 
1 500 000 Euro pro Haushaltsjahr nicht überstei-
gen.  
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

§ 7 
Bewirtschaftung des Einzelplans 12 

 

 

(1) Im Einzelplan 12 dürfen bei den Hauptgruppen 
7 und 8 mit Ausnahme der Gruppe 711 Ausgaben 
nur mit Einwilligung des Finanzministeriums geleis-
tet werden. 
 

 

(2) Im Einzelplan 12 sind die Ausgaben für die 
Bauunterhaltung (Gruppe 519) übertragbar. 
 

 

(3) Im Einzelplan 12 sind 
 
1. innerhalb der einzelnen Kapitel die Ausgaben 

der Gruppe 519 und der Gruppe 711 gegensei-
tig deckungsfähig, 

 
2. innerhalb des Einzelplans mit Zustimmung des 

Finanzministeriums gegenseitig deckungsfähig 
die Ausgaben der Gruppen 712 bis 749 und 
894. 

 

 

§ 8 
Allgemeine und Einzelplan übergreifende 

Bewirtschaftungsregeln 
 

 

(1) Aus den Ausgaben der Titel 422 03 dürfen auch 
die Vergütungen der Auszubildenden im Sinne des 
§ 4 Absatz 2 oder 3 des Landesbeamtengesetzes 
gezahlt werden. 
 

 

(2) Innerhalb der einzelnen Kapitel fließen die Ein-
nahmen aus 
 
1. der Anfertigung von Fotokopien und aus Verviel-

fältigungen für Dritte, 
 
2. Schadensersatzleistungen Dritter, die nicht im 

Zusammenhang mit Kfz-Unfällen stehen, inso-
weit, als sie zur Instandsetzung bestimmt sind, 
sowie aus der Abgabe von Betriebsstoffen und 
Ersatzteilen an Dritte und 

 
3. Erstattungen Dritter im Zusammenhang mit Aus-

gaben der Gruppe 517 
 
den Ausgaben der Obergruppe 51 zu. 
 

 

(3) Erstattungen von Personalausgaben (Haupt-
gruppe 4) und Eingliederungszuschüsse der Bun-
desagentur für Arbeit können durch Absetzen von 
der Ausgabe vereinnahmt werden. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für die 
Durchführung des „Sabbatjahres“ in den jeweiligen 
Kapiteln Titel für Zuführungen an die zweckgebun-
dene Rücklage zu Lasten der Personalkostentitel, 
für Entnahmen aus der Rücklage sowie andere 
damit im Zusammenhang stehende Titel ein-
schließlich der entsprechenden Haushaltsvermerke 
einzurichten. 
 

 

(5) Für die Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern im Rahmen von Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen können zu Lasten von 
Titeln der Gruppe 427 für die Dauer der von der 
Bundesagentur für Arbeit zugesagten Förderung 
Arbeitsverträge auch über das Haushaltsjahr hin-
aus abgeschlossen werden. 
 

Redaktionelle Anpassung. 

(6) Das Finanzministerium unterrichtet den Finanz-
ausschuss, wenn im Verlauf des Haushaltsjahres 
erkennbar wird, dass bestimmte Ausgabetitel vo-
raussichtlich in erheblichem Umfang nicht ausge-
schöpft werden. 
 

 

(7) Werden veranschlagte Investitionen im Haus-
haltsvollzug bei nachgewiesener Wirtschaftlichkeit 
durch alternative Beschaffungsformen (wie z.B. 
Leasing- oder ähnliche Verträge) ersetzt, sind die 
hierfür erforderlichen Mittel auf einen gegebenen-
falls neu einzurichtenden Titel der Hauptgruppe 5 
umzusetzen (Solländerung). Die Einsparungen 
sind bei den jeweiligen Investitionen als Minder-
ausgaben nachzuweisen. 
 

 

(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des zuständigen Ressorts und nach Maß-
gabe der Entscheidung der Landesregierung 
Haushaltsmittel gegen Deckung bereit zu stellen, 
die zur Abwehr einer drohenden Schadenslage im 
Schleswig-Holsteinischen Küstenmeer erforderlich 
sind, und die entsprechenden Titel einzurichten. 
Der Finanzausschuss ist unverzüglich zu unterrich-
ten. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

(9) Das Finanzministerium wird ermächtigt, in Ab-
stimmung mit dem Innenministerium Abschlags-
zahlungen auf das erwartete Abrechnungsergebnis 
im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs an 
die Kommunen festzusetzen, wenn die aufgrund 
der Steuerschätzung zu erwartenden Steuerein-
nahmen das veranschlagte Haushaltssoll wesent-
lich übersteigen. Die Mehrausgaben sind durch 
entsprechende Steuermehreinnahmen zu decken. 
Darüber hinaus wird das Finanzministerium er-
mächtigt, in Abstimmung mit dem Innenministerium 
die Finanzausgleichsmasse auf der Grundlage der 
Steuereinnahmen entsprechend dem langfristigen 
Durchschnitt neu zu berechnen und festzusetzen. 
Die Feststellung der Steuereinnahmen entspre-
chend dem langfristigen Durchschnitt erfolgt durch 
das Finanzministerium. Die Mehrausgaben sind 
durch entsprechende Minderausgaben oder Mehr-
einnahmen zu decken. 
 

Die Rücklage zur Minderung des Kreditbedarfs 
ist im Haushaltsjahr 2013 aufgelöst worden. Da-
her ist die Deckung der Mehrausgaben neu zu 
regeln. 

(10) Zur Durchführung von ÖPP-Projekten, deren 
Wirtschaftlichkeit nachgewiesen ist, wird das Fi-
nanzministerium im Einvernehmen mit dem jeweili-
gen Ressort ermächtigt, Ausgaben und Verpflich-
tungsermächtigungen zu einem von ihm einzurich-
tenden Titel der Hauptgruppen 5 oder 8 im selben 
Kapitel umzusetzen, wenn und soweit Ausgaben 
oder Verpflichtungsermächtigungen für die Maß-
nahme vorgesehen waren. Minderausgaben bei 
den jeweiligen Investitionstiteln sind einzusparen. 
 

 

(11) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag eines Ressorts Titel der Hauptgruppen 6 bis 
8 einzurichten und Mittel der Obergruppe 42 auf 
diese oder vorhandene Titel der Hauptgruppen 6 
bis 8 umzusetzen, wenn dargelegt wird, dass durch 
zusätzliche, über die Vorgaben des Haushalts hin-
aus gehende Einsparmaßnahmen Planstellen oder 
Stellen dauerhaft nicht wieder besetzt werden. 
 

 

§ 9 
Struktur- und Funktionalreform 

 

 

(1) Das Finanzministerium darf im Einvernehmen 
mit dem Innenministerium und mit Einwilligung des 
Finanzausschusses für die Übertragung von bisher 
vom Land wahrgenommenen Aufgaben auf die 
Gemeinden, Kreise und kreisfreien Städte im 
Rahmen der Struktur- und Funktionalreform Haus-
haltsmittel gegen Deckung bereitstellen und die 
erforderlichen Titel einrichten. Zur Finanzierung 
des Kostenausgleichs wird das Finanzministerium 
ermächtigt, Ausgabeansätze zu sperren sowie 
Planstellen und Stellen mit kw-Vermerken zu ver-
sehen. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Innenministerium und dem die 
Aufgabe abgebenden Ressort und mit Einwilligung 
des Finanzausschusses die zur Übertragung von 
Aufgaben des Landes auf den kommunalen Be-
reich oder zur Übertragung von Aufgaben auf Dritte 
im Rahmen der Struktur- und Funktionalreform 
erforderlichen Änderungen im Landeshaushalt 
vorzunehmen. In diesem Zusammenhang dürfen 
Titel mit Haushaltsvermerken eingerichtet und in 
zusätzliche Ausgaben und Verpflichtungsermächti-
gungen eingewilligt werden. In Höhe dieser zusätz-
lichen Ausgaben und Verpflichtungen sind in den 
betreffenden Einzelplänen Einsparungen, insbe-
sondere bei den Personalausgaben und den säch-
lichen Verwaltungsausgaben, zu erbringen. 
 

 

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, mit 
Einwilligung des Finanzausschusses eine Ver-
pflichtungserklärung gegenüber kommunalen Trä-
gern und Dritten, die Landesbedienstete im Rah-
men der Übertragung von Landesaufgaben im 
Rahmen der Struktur- und Funktionalreform über-
nehmen, für die Übernahme der zeitanteiligen Ver-
sorgungsbezüge dieser Beamtinnen und Beamten 
für die Zeit nach ihrer Versetzung an die kommuna-
len Träger oder Dritte abzugeben. 
 

 

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit den betroffenen Ressorts die zur 
Struktur- und Funktionalreform erforderlichen Än-
derungen im Landeshaushalt vorzunehmen. In 
diesem Zusammenhang dürfen Titel neu eingerich-
tet, Mittel und Verpflichtungsermächtigungen um-
geschichtet, und die aus stellenplansystematischen 
Gründen notwendigen Planstellen und Stellen für 
das vorhandene Personal mit den erforderlichen 
Vermerken im Stellenplan angepasst und ausge-
bracht werden. Die Maßnahmen dürfen nicht zu 
einer Erhöhung der Ausgaben führen. 
 

 

§ 10 
Deckungsfähigkeit und Rücklagen 

 

 

(1) Abweichend von § 20 Absatz 1 und 2 LHO gilt 
zur Deckungsfähigkeit Folgendes: 
 

1. Innerhalb desselben Einzelplans sind gegensei-
tig deckungsfähig die Ausgaben der Hauptgrup-
pe 4 und der Obergruppen 51 bis 54, 

 

2. innerhalb desselben Einzelplans sind gegensei-
tig deckungsfähig die Ausgaben der Hauptgrup-
pen 6 bis 8. 

 

Beide Regelungen gelten nur, soweit es sich nicht 
um Ausgaben aus zweckgebundenen Einnahmen 
handelt. 
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(2) Dem Landespolizeiamt, dem Landeskriminal-
amt und den Polizeidirektionen sollen die für die 
jeweiligen Dienstbereiche vorgesehenen Haus-
haltsmittel aufgeschlüsselt so zugewiesen werden, 
dass das Innenministerium über die Regelung in 
Absatz 1 hinaus eine einseitige Deckungsfähigkeit 
der Hauptgruppe 5 zugunsten der Hauptgruppe 8 
zulassen kann. 
 

 

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
nicht verbrauchte Ausgaben der Obergruppe 42 
innerhalb eines Einzelplans Titel für die Zuführun-
gen an zweckgebundene Rücklagen, Entnahmen 
aus der Rücklage sowie andere damit im Zusam-
menhang stehende Titel einschließlich der ent-
sprechenden Haushaltsvermerke einzurichten und 
zu ändern. Die Mittel aus der Rücklage sind für 
Personalausgaben und für Maßnahmen zu veraus-
gaben, die dem Personal zugutekommen. Die Mit-
tel dienen somit der Verstärkung der entsprechen-
den Ausgabetitel. 
 

 

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
nicht verbrauchte Ausgaben der Hauptgruppen 5 
bis 8 innerhalb eines Einzelplans Titel für die Zu-
führungen an Rücklagen, Entnahmen aus der 
Rücklage sowie andere damit im Zusammenhang 
stehende Titel einschließlich der entsprechenden 
Haushaltsvermerke einzurichten und zu ändern. 
 

 

§ 11 
Stellenpläne und Stellenübersichten 

 

 

(1) Die Einwilligung des Finanzministeriums nach  
§ 49 Absatz 5 Satz 2 LHO ist nicht erforderlich bei 
Abweichungen von den Stellenübersichten für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, soweit sie für 
die nach dem Überleitungstarifvertrag übergeleite-
ten Beschäftigten durch nach den Tarifverträgen 
vorzunehmende Höhergruppierungen, im Bewäh-
rungsaufstieg oder infolge Ablaufs einer bestimm-
ten Frist bedingt sind. 
 

 

(2) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die im 
Bewährungsaufstieg oder infolge Ablaufs einer 
bestimmten Frist höhergruppiert worden sind, sind 
auf den Stellen zu führen, aus denen die Höher-
gruppierungen erfolgt sind. 
 

 

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
Stellenpläne und Stellenübersichten der Rechtsla-
ge anzupassen, wenn und soweit Rechtsvorschrif-
ten oder Tarifverträge mit besoldungs- oder tarif-
rechtlichen Auswirkungen dieses im Haushaltsjahr 
2015 zwangsläufig erfordern. 
 

Anpassung an das Haushaltsjahr. 
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(4) Zur Erprobung einer Bewirtschaftung von Plan-
stellen und Stellen auf der Grundlage von Planstel-
len- und Stellengruppen dürfen die Fachministerien 
mit Einwilligung des Finanzministeriums sowie im 
Einvernehmen mit dem Landesrechnungshof in 
geeigneten Bereichen von den Anforderungen des 
§ 49 LHO abweichen. 
 

 

§ 12 
Leerstellen 

 

 

(1) Die obersten Landesbehörden, die Landtags-
verwaltung und der Landesrechnungshof dürfen 
Leerstellen mit dem Vermerk „künftig wegfallend“ 
ausbringen, wenn Beamtinnen oder Beamte, Rich-
terinnen oder Richter oder Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer länger als sechs Monate aufgrund 
Gesetzes, Tarifvertrages oder Vereinbarung von 
ihrer Dienstleistungspflicht befreit sind und nach 
Wegfall des Befreiungsgrundes Anspruch auf Be-
schäftigung haben. Dasselbe gilt für Beamtinnen 
und Beamte, Richterinnen und Richter sowie Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die für einen 
begrenzten Zeitraum zur Landtagsverwaltung oder 
zum Landesrechnungshof Schleswig-Holstein oder 
von der Landtagsverwaltung abgeordnet oder ver-
setzt werden oder abgeordnet oder versetzt wor-
den sind. 
 

 

(2) Das Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
kann für Lehrkräfte Leerstellen mit dem Vermerk 
„künftig wegfallend“ auch dann ausbringen, wenn 
die Lehrkraft aus den in Absatz 1 genannten Grün-
den für weniger als sechs Monate von der Dienst-
pflicht befreit ist. 
 

 

(3) Für die Hochschulen gilt Absatz 1 mit Zustim-
mung des für die Hochschulen zuständigen Minis-
teriums entsprechend. 
 

 

§ 13 
Ausbringung und Übertragung 

von Planstellen und Stellen 
 

 

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag der obersten Landesbehörden  

 
1. für freigestellte Personalratsmitglieder insgesamt 

bis zu 17 Planstellen und Stellen auszubringen; 
die Planstellen und Stellen sind mit dem Ver-
merk „künftig wegfallend“ zu versehen; in den 
Vorjahren ausgebrachte Planstellen und Stellen 
sind anzurechnen, 
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2. im Rahmen der Hochschulprogramme des Lan-
des, des Bundes und/oder der Europäischen 
Union und für andere von Dritten durch Verein-
barung finanzierte Professuren und wissen-
schaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter be-
fristet zusätzliche Planstellen und Stellen einzu-
richten, wenn und soweit die damit verbundenen 
Ausgaben gedeckt sind; über die Veränderun-
gen ist der Finanzausschuss zu unterrichten, bei 
Finanzierung im Rahmen der Hochschulpro-
gramme des Landes ist dessen Einwilligung er-
forderlich, 

 

 

3. zur Sicherstellung der Unterrichtsversorgung in 
den allgemeinbildenden und berufsbildenden 
Schulen für 
 
a) auf Dauer für den Unterricht eingeschränkt 

dienstfähige oder volldienstunfähige Lehr-
kräfte und 

 
b) vorzeitig in den Ruhestand versetzte Lehr-

kräfte, die nach ihrer Reaktivierung auf Dau-
er für den Unterricht eingeschränkt dienstfä-
hig oder voll dienstunfähig sind, 

 
bis zu 15 zusätzliche Planstellen und Stellen 
einzurichten; die Planstellen und Stellen erhal-
ten den Vermerk „künftig wegfallend mit Aus-
scheiden der Stelleninhaberin/des Stelleninha-
bers“ und können in andere Einzelpläne über-
tragen werden; in Anspruch genommene Er-
mächtigungen aus den Vorjahren sind anzu-
rechnen; wirksam gewordene Vermerke „künftig 
wegfallend mit Ausscheiden der Stelleninhabe-
rin/des Stelleninhabers“ fallen dem Ermächti-
gungsrahmen wieder zu (Stellenpool); die in 
2015 entstehenden Mehrbedarfe werden ge-
deckt durch Einsparungen in Höhe von 75 % zu 
Lasten des Kapitels 1105 - Versorgung, Unfall-
fürsorge und Ausgleichsbeträge - und zu 25 % 
vom jeweils aufnehmenden Ressort; das Fi-
nanzministerium wird ermächtigt, die zur De-
ckung erforderlichen Haushaltsmittel umzuset-
zen, 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung an das Haushaltsjahr. 

4. bei Vorliegen gesetzlicher Ansprüche (z.B. 
Rückkehr aus Beurlaubungen, Arbeitszeiterhö-
hungen) zusätzliche Planstellen und Stellen ein-
zurichten, sofern die Finanzierung gesichert ist; 
die Planstellen und Stellen sind mit dem Ver-
merk „künftig wegfallend“ zu versehen. 
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(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur 
Schaffung von bis zu 78 zusätzlichen Ausbildungs-
plätzen, davon mindestens 16 für Kaufleute für 
Bürokommunikation, Mittel gegen Deckung an 
anderer Stelle des Haushalts bereitzustellen, ge-
gebenenfalls die erforderlichen Titel einzurichten, 
Mittel umzusetzen und Stellen auszubringen. In 
Anspruch genommene Ermächtigungen aus Vor-
jahren sind anzurechnen. 
 

 

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei 
Bedarf für das Kapitel 1319 neue Planstellen aus-
zubringen, sofern dies nicht zu einer Erhöhung des 
Zuschusses zum laufenden Betrieb des Landesla-
bors führt. 
 

 

(4) Das Finanzministerium darf abweichend von 
§ 14 Absatz 2 auf Antrag des Ministeriums für Bil-
dung und Wissenschaft bis zu 15 Planstellen und 
Stellen der Kapitel 0711, 0713, 0714 und 0715 in 
Planstellen und Stellen für die Bildungsberatung 
(Schulpsychologen) des Kapitels 0701 umwandeln 
und hierzu die erforderlichen Planstellen und Stel-
len ausbringen, in zusätzliche Ausgaben oder Ver-
pflichtungen einwilligen sowie erforderliche Umset-
zungen von Mitteln vornehmen, wenn und soweit 
die Finanzierung der Maßnahme gedeckt ist. 
 

 

(5) Das Finanzministerium darf auf Antrag einer 
obersten Landesbehörde im Einvernehmen mit 
dem Zentralen Personalmanagement in der 
Staatskanzlei insgesamt bis zu fünf zusätzliche mit 
dem Vermerk „künftig wegfallend“ (spätestens 
nach drei Jahren) zu versehende Planstellen oder 
Stellen bis zur Besoldungsgruppe A 14 oder der 
entsprechenden Entgeltgruppe in den jeweiligen 
Einzelplänen ausbringen, soweit dies zur Erfüllung 
unvorhergesehener und dringender Aufgaben er-
forderlich ist und die Ausgaben hierfür im jeweili-
gen Einzelplan gedeckt werden. 
 

 

§ 14 
Ermächtigungen für sonstige 

Personal bewirtschaftende Maßnahmen 
 

 

(1) In der Landesverwaltung sollen 20 % der neu 
zu besetzenden Stellen für Auszubildende, Anwär-
terinnen und Anwärter mit Schwerbehinderten be-
setzt werden. Das Nähere regelt das Innenministe-
rium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium. 
 

 

(2) Innerhalb der Einzelpläne dürfen in den Kapi-
teln ausgebrachte Planstellen und Stellen auch in 
anderen Kapiteln in Anspruch genommen werden. 
Dabei darf es zu keiner Verstärkung des Kapitels 
01 „Ministerium“ kommen. Über den weiteren Ver-
bleib ist im nächsten Haushaltsplan zu bestimmen. 
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(3) Das Finanzministerium darf bei Bedarf auf An-
trag der Fachministerien Stellen für Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer in Planstellen umwan-
deln. Die Umwandlungen dürfen nicht zu Mehraus-
gaben führen. 
 

 

(4) Ausgaben für die Vergabe von Leistungsstufen 
nach § 28 Absatz 6 Besoldungsgesetz Schleswig-
Holstein in Verbindung mit der Leistungsstufenver-
ordnung vom 11. November 2008 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 597), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Lan-
desverordnung vom 30. November 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 535), dürfen im Rahmen der 
rechtlichen Bestimmungen aus den verbindlichen 
Personalkostenansätzen der Obergruppe 42 ge-
leistet werden. 
 

Redaktionelle Änderung. 

(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
partiell dienstunfähige Beamtinnen und Beamte, 
die bei anderen Einrichtungen weiterbeschäftigt 
werden können, bis zu 75 % der Personalausga-
ben zu Lasten des Kapitels 1105 und zugunsten 
eines Zuschusses an diese Einrichtung umzuset-
zen und zu diesem Zweck eventuell erforderliche 
Titel einzurichten. 
 

 

(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zum 
Abbau von Personalüberhängen in der Landesver-
waltung Planstellen und Stellen einschließlich der 
Personalmittel umzusetzen.  
 

 

(7) Bei den allgemeinbildenden Schulen (Kapitel 
0711 bis 0715) und den berufsbildenden Schulen 
(Kapitel 0716) dürfen mit Einwilligung des Finanz-
ministeriums freie und besetzbare Planstel-
len/Stellen für Lehrkräfte mit bis zu zwei Lehrkräf-
ten in Ausbildung besetzt werden. Die Ermächti-
gung gilt für bis zu 700 Lehrkräfte in der Ausbil-
dung. Jeweils drei freie und besetzbare Planstellen 
für Beamte im Vorbereitungsdienst in den allge-
meinbildenden Schulen (Kapitel 0711 bis 0715) 
und den berufsbildenden Schulen (Kapitel 0716) 
dürfen mit Einwilligung des Finanzministeriums mit 
einer Lehrkraft besetzt werden. Die Ermächtigung 
gilt für bis zu 100 Lehrkräfte. 
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(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die im 
Zusammenhang mit den bundeseinheitlich durch-
zuführenden Personalbedarfsberechnungen der 
Steuerverwaltung erforderlichen Änderungen in 
den Stellenplänen des Kapitels 0505 vorzuneh-
men. In diesem Zusammenhang dürfen die aus 
stellenplansystematischen Gründen notwendigen 
Planstellen und Stellen für das vorhandene Perso-
nal mit den erforderlichen Vermerken in den Stel-
lenplänen angepasst und maximal bis zu 20 Plan-
stellen und Stellen ausgebracht werden. Die Maß-
nahmen dürfen nicht zur Erhöhung der Ausgaben 
führen. 
 

 

(9) Der durch Teilzeitbeschäftigung im Rahmen der 
Altersteilzeit nach § 63 Absatz 1 des Landesbeam-
tengesetzes freiwerdende Anteil einer Planstelle 
darf nicht wieder besetzt werden. Im nächsten 
Haushalt ist die betreffende Planstelle oder ein 
Äquivalent in Abgang zu stellen oder mit einem 
Vermerk „künftig wegfallend spätestens zum ...“ zu 
versehen. Als Zeitpunkt des spätesten Wegfalls ist 
das Ende der Altersteilzeit zu wählen. Abweichen-
de Regelungen aus Vorjahren mit Bezug auf ar-
beits- und beamtenrechtliche Regelungen gelten 
für Fälle aus diesen Jahren fort. Für den Fall der 
Wiedereinführung der Altersteilzeit im Tarifbereich 
für die schleswig-holsteinische Landesverwaltung 
gilt für Tarifbeschäftigte Entsprechendes. 
 

 

(10) Planstellen, die im laufenden Haushaltsjahr 
durch die Inanspruchnahme der Vorruhestandsre-
gelung nach § 36 Absatz 4 Landesbeamtengesetz 
frei werden, dürfen nicht wieder besetzt werden. Im 
nächsten Haushalt ist die betreffende Planstelle 
oder ein Äquivalent in Abgang zu stellen. 
 

 

(11) Abfindungen an Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer dürfen in den jeweiligen Kapiteln zu 
Lasten der Titel der Gruppe 428 geleistet werden. 
Die betreffende Stelle darf im laufenden Haushalts-
jahr nicht wieder besetzt werden. Im nächsten 
Haushaltsjahr ist die Stelle oder ein Äquivalent in 
Abgang zu stellen. Das Nähere regelt das Finanz-
ministerium. 
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(12) Die obersten Landesbehörden dürfen in den 
Kapiteln 0301 und 0302 sowie im Kapitel 0720 und 
den Haushaltsplänen der Hochschulen Planstellen 
und Stellen heben, herabgruppieren und umwan-
deln. In der Titelgruppe 64 des Kapitels 0301 
dürfen vorhandene kw-Stellen in andere Einzel-
pläne oder Kapitel umgesetzt werden. Das Fi-
nanzministerium und der Finanzausschuss sind 
jeweils zum 31. März für das abgelaufene Jahr von 
den Änderungen der Stellenpläne und Stellenüber-
sichten zu informieren. Das Ministerium für Bildung 
und Wissenschaft kann diese Befugnis für seinen 
Zuständigkeitsbereich auf die Hochschulen (Kapitel 
0720 MG 06), mit Ausnahme der Hochschulmedi-
zin (Tätigkeit am UKSH), übertragen. 
 

Der Übergang in den Echtbetrieb KoPers erfor-
dert weiterhin das Know-how der vorhandenen 
Projektmitarbeiter. Dafür könnten folgende Ein-
satzfelder in Betracht kommen:  
- Im künftigen DLZP (z.B. in der fachlichen Leit-

stelle oder Sachbearbeitung im Bereich des 
Personalmanagements). 

- In der Staatskanzlei (z.B. in den Bereichen 
Zentrales IT-Management oder Zentrale Orga-
nisationsentwicklung und Dienstrecht oder 
strategische Grundsatzfragen des Personal-
managements). 

- Sonderaufgaben wie Projektmanagement. 
Für diese Tätigkeitsfelder sollen in Einzelfällen 
die vorhandenen Stellen der Titelgruppe 64 ge-
nutzt werden. 
 

(13) Das Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
wird ermächtigt, im Rahmen der veranschlagten 
Mittel von Hochschulprogrammen oder von Dritt-
mittel finanzierten Projekten für die Hochschulen 
Zeitverträge zuzulassen oder abzuschließen. Über 
die Veränderungen ist der Finanzausschuss jähr-
lich zu unterrichten. 
 

 

(14) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei 
einer sich abzeichnenden Budgetüberschreitung im 
Folgejahr eine Beförderungssperre für das jeweili-
ge Ressort zu erlassen. 
 

 

(15) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Rahmen der ressortübergreifenden Vermittlung von 
Beschäftigten auf anderweitig zu besetzende Plan-
stellen oder Stellen mit dem Ziel des Abbaus von 
Personalüberhängen im Einvernehmen mit den 
beteiligten Ressorts Fortbildungsmittel umzuset-
zen. 
 

 

(16) Das Innenministerium wird ermächtigt, der 
Fachhochschule für Verwaltung und Dienstleistung 
in Altenholz für den Fachbereich Allgemeine Ver-
waltung bis zu eine Beamtin oder einen Beamten 
und für den Fachbereich Polizei bis zu fünf Beam-
tinnen oder Beamte der Laufbahngruppen 2.1 oder 
2.2 des Verwaltungs- oder Polizeivollzugsdienstes 
unter Verzicht auf die Erstattung von Personalaus-
gaben zur Verfügung zu stellen. 
 

 

(17) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Energie-
wende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räu-
me im Rahmen von Personalmaßnahmen Haus-
haltsmittel und Planstellen zwischen der Haupt-
gruppe 4 des Einzelplans 13 und den Personal-
kostenzuschusstiteln 1315 - 685 06, 1317 - 671 23 
MG 21, 1319 - 685 06 MG 03 sowie 1319 - 685 07 
MG 03 umzusetzen. 
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§ 15 
Übernahme von geprüften Nachwuchskräften 

 

 

Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf Antrag 
der obersten Landesbehörden 

 

 

1. bis zu 50 zusätzliche mit dem Vermerk „künftig 
wegfallend mit Ausscheiden der Stelleninhabe-
rin oder des Stelleninhabers, spätestens nach 
drei Jahren“ zu versehende Planstellen oder 
Stellen in den jeweiligen Einzelplänen auszu-
bringen, soweit sie zur Übernahme aller Nach-
wuchskräfte - Beamtinnen und Beamte auf Wi-
derruf im Vorbereitungsdienst und Auszubilden-
de - erforderlich sind, die ihre Ausbildung beim 
Innenministerium, in der Justiz und dem Jus-
tizvollzug sowie in der Steuerverwaltung des 
Landes Schleswig-Holstein abgeleistet und die 
entsprechende Abschlussprüfung bestanden 
haben, 

 

Anpassung der Nr. 1 an den Bedarf. 
IM: 22 Stellen 
Justiz/Justizvollzug (neu): 13 Stellen 
Steuerverwaltung: 15 Stellen 
MELUR: kein Bedarf 

2. im Kapitel 0410 bis zu 55 zusätzliche, mit dem 
Vermerk „künftig wegfallend mit Ausscheiden 
der Stelleninhaberin oder des Stelleninhabers, 
spätestens nach drei Jahren“ zu versehende 
Planstellen auszubringen, soweit solche Plan-
stellen zur Übernahme aller Nachwuchskräfte 
der Landespolizei nach bestandener Prüfung 
erforderlich sind. 

 

 

§ 16 
Grundstücksangelegenheiten 

 

 

(1) Das Finanzministerium darf Ausnahmen von 
den Bestimmungen des § 63 Absatz 3 und 4 LHO 
in folgenden Fällen zulassen: 
 
1. zur grundbuchrechtlichen Bereinigung der Ei-

gentumsverhältnisse an landeseigenen Straßen 
und Grundstücken; 

 
2. zur ganz oder teilweise unentgeltlichen Übertra-

gung des Eigentums oder der Nutzungsbefug-
nisse an Dritte zur Nutzung im öffentlichen Inte-
resse, soweit das Land gemäß § 1 Absatz 3 des 
Bundeswasserstraßengesetzes Eigentümer  
oder Nutzungsberechtigter an gewonnenen 
Land- und Hafenflächen und errichteten Bau-
werken geworden ist; § 64 Absatz 2 und 3 LHO 
finden insoweit keine Anwendung; ab einer 
Grundstücksfläche von mehr als 5 000 m

2
 ist 

bei Übertragung des Eigentums der Finanzaus-
schuss vor Einwilligung zu unterrichten; 
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3. zur ganz oder teilweise unentgeltlichen Übertra-
gung des Eigentums oder der Nutzungsrechte 
an Dritte zur Nutzung im öffentlichen Interesse, 
soweit dies im Zusammenhang mit der Errich-
tung des Röntgenlasers XFEL notwendig ist; 

 
4. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigentums 

oder der Nutzungsrechte an Landesgrundstü-
cken auf die Universität zu Lübeck im Rahmen 
der Umwandlung der Universität zu Lübeck 
in eine Stiftungsuniversität. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung an die erforderliche Ausgestaltung 
der Umwandlung. 

(2) In Einzelfällen wird zugelassen, dass landesei-
gene Grundstücke in Gebieten, die die Vorausset-
zung für die Durchführung von Sanierungsmaß-
nahmen im Sinne der §§ 136 bis 171 des Bauge-
setzbuchs erfüllen, auch ohne eine entsprechende 
förmliche Festlegung des Gebiets oder Förderung 
der Maßnahme zum sanierungs- oder entwicklungs-
unbeeinflussten Grundstückswert an die Gemeinde 
veräußert werden, wenn sich diese zur Durchfüh-
rung der beabsichtigten städtebaulichen Maßnah-
men auf dem Grundstück innerhalb von fünf Jahren 
verpflichtet. 
 

 

(3) Die Fachministerien dürfen im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium landeseigene Grund-
stücke, die der Sicherung von Flächenansprüchen 
des Naturschutzes dienen sollen, unentgeltlich auf 
die Stiftung Naturschutz oder andere geeignete 
Träger übertragen. Die Übertragung von Grundstü-
cken mit einem geschätzten Gesamtwert von mehr 
als 250 000 Euro bedarf der Zustimmung des Fi-
nanzausschusses. 
 

 

(4) Das Ministerium für Energiewende, Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume wird ermäch-
tigt, den Pächterinnen und Pächtern von landesei-
genen Fischereigehöften vertraglich den Ersatz 
von Kosten für Renovierungsarbeiten sowie für 
Um- und Einbauten zuzusichern. Bei Inanspruch-
nahme sind die Ausgaben zu decken. 
 

 

(5) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 
und Technologie darf im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium und, soweit Personal betroffen 
ist, im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländli-
che Räume und nach Einwilligung des Finanzaus-
schusses im Rahmen der Kommunalisierung und 
Privatisierung der landeseigenen Häfen Vereinba-
rungen über die Übertragung des Eigentums von 
Hafengrundstücken, Wasserflächen und sonstigen 
Vermögensgegenständen und des Hafenbetriebes 
einschließlich damit im Zusammenhang stehender 
Rechtsgeschäfte schließen. Für diese Fälle kann 
das Finanzministerium Ausnahmen von den Best-
immungen der §§ 63 und 64 LHO zulassen. 
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(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium für Bildung und 
Wissenschaft ein landeseigenes Grundstück in 
Lübeck (noch zu vermessende Teilfläche der Flur 4 
in der Gemarkung Strecknitz) für die Erweiterung 
einer Fraunhofer-Einrichtung an die Fraunhofer-
Gesellschaft zu veräußern. 
 

 

(7) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Bildung und Wissen-
schaft zum Zweck der Errichtung preisgünstigen 
studentischen Wohnraums sowie zur Errichtung 
von Kindertagesstätten Erbbaurechte an Grundstü-
cken unter teilweisem oder vollständigem Verzicht 
auf den Erbbauzins zu bestellen. 
 

 

(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium für Bildung und 
Wissenschaft die landeseigene Liegenschaft 
Klaus-Groth-Platz 2 in Kiel für die Nutzung als Ta-
gesklinik für Psychosomatik und Psychotherapie 
und die landeseigene Liegenschaft Niemannsweg 
4 in Kiel für die Nutzung als Psychotherapeutische 
Ambulanz an die Zentrum für Integrative Psychiat-
rie ZIP gGmbH zu veräußern. 
 

 

(9) Das Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium ein landeseigenes Grundstück in 
Flensburg (noch zu vermessende Teilfläche der 
Flur 43 der Gemarkung Flensburg J) für die Errich-
tung eines Sportzentrums sowie von Studenten-
wohnungen zu verkaufen.  
 

 

(10) Das Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium das landeseigene Grundstück in 
Kiel (ehemaliges Topfhaus, Flurstück 96 der Flur 
18 in der Gemarkung Kiel O) zu veräußern oder mit 
einem Erbbaurecht einschließlich eines Untererb-
baurechtes zu belasten. Ein Preisnachlass kann 
bis zu einem symbolischen Kaufpreis von 1 Euro 
erfolgen. Ein Erbbauzins bis zu einem jährlichen 
symbolischen Zins von 1 Euro ist zulässig. 
 

 

(11) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Bildung und 
Wissenschaft ein landeseigenes Grundstück in 
Lübeck (Teilfläche aus der Flur 4 in der Gemar-
kung Strecknitz) für die Errichtung einer medizini-
schen Rehabilitationseinrichtung zu veräußern. 
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(12) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Innenministeriums zum Zweck der 
Schaffung bezahlbaren Wohnraums landeseigene 
Grundstücke auf Sylt an die Gemeinde Sylt zu 
veräußern oder mit einem Erbbaurecht zu belas-
ten. Ein Preisnachlass kann bis zu einem symboli-
schen Kaufpreis von 1 Euro gewährt werden oder 
es kann auf einen Erbbauzins teilweise oder voll-
ständig verzichtet werden, wenn nachgewiesen 
wird, dass ein vollständiger Wertausgleich durch 
Belegungsrechte für Landesbedienstete sicherge-
stellt ist. 
 

 

§ 17 
Sonstige Vermögensgegenstände 

 

 

(1) Nach § 63 Absatz 3 Satz 2 LHO wird zugelas-
sen, dass von Landesdienststellen entwickelte oder 
erworbene Programme der automatisierten Daten-
verarbeitung unentgeltlich an Stellen der öffentli-
chen Verwaltung abgegeben werden, soweit Ge-
genseitigkeit besteht. 
 

 

(2) Das Finanzministerium darf Ausnahmen von 
den Bestimmungen des § 63 Absatz 3 und 4 LHO 
zulassen 
 
1. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigentums 

von für Zwecke des Landes entbehrlichen Ge-
räten, Einrichtungsgegenständen und Fahr-
zeugen an osteuropäische Staaten, insbeson-
dere Ostseeanrainerstaaten, sofern eine Er-
satzbeschaffung nicht erforderlich ist oder die 
Aufwendungen für eine Ersatzbeschaffung im 
Haushalt veranschlagt oder bereits finanziert 
sind, 

 
2. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigentums 

oder zur unentgeltlichen Überlassung der Nut-
zung von Vermögensgegenständen in landes-
eigenen Häfen oder der Übertragung oder 
Überlassung unter vollem Wert, 

 
3. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigentums 

an bislang von der Universität zu Lübeck ge-
nutzten beweglichen Vermögensgegenständen 
und zur unentgeltlichen Abtretung von der Uni-
versität zu Lübeck verwalteter Nutzungsrechte 
im Rahmen der Umwandlung zur Stiftungsuni-
versität. 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung an die erforderliche Ausgestaltung 
der Umwandlung. 
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§ 18 
Bürgschaften und andere 
Sekundärverpflichtungen 

 

 

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, ge-
meinsam mit dem jeweils zuständigen Fachminis-
terium zur Förderung der schleswig-holsteinischen 
Wirtschaft Bürgschaften und Gewährleistungen zu 
übernehmen sowie Kreditaufträge zu erteilen. Die 
Gesamthöhe der Verpflichtungen aus den Sicher-
heitsleistungen darf 500 000 000 Euro nicht über-
steigen. In Anspruch genommene Ermächtigungen 
aus Vorjahren sind anzurechnen. 
 

 

(2) Über die Ermächtigung des Absatzes 1 hinaus 
darf das Finanzministerium gemeinsam mit dem 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und 
Technologie zur Sicherung der Finanzierung des 
Schiffbaus auf schleswig-holsteinischen Werften 
Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewährleis-
tungen bis zum Höchstbetrag von insgesamt 
500 000 000 Euro übernehmen. In Anspruch ge-
nommene Ermächtigungen aus Vorjahren sind 
anzurechnen. 
 

 

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, ge-
meinsam mit dem jeweils zuständigen Fachminis-
terium Bürgschaften, Garantien oder sonstige Ge-
währleistungen im Zusammenhang mit der Abde-
ckung von Haftpflichtrisiken oder künftigen finanzi-
ellen Verpflichtungen, die sich insbesondere aus 
Tätigkeiten ergeben, die in den Anwendungsbe-
reich des Atomgesetzes oder der aufgrund dieses 
Gesetzes ergangenen Rechtsverordnungen fallen, 
bis zur Höhe von insgesamt 75 000 000 Euro zu 
übernehmen. In Anspruch genommene Ermächti-
gungen aus Vorjahren sind anzurechnen. 
 

 

(4) Das Finanzministerium darf gemeinsam mit 
dem Ministerium für Justiz, Kultur und Europa zur 
Absicherung der dem Land Schleswig-Holstein, der 
Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen 
Schloss Gottorf, der Kunsthalle zu Kiel der Christi-
an-Albrechts-Universität überlassenen Leihgaben 
Landesgarantien bis zur Höhe von insgesamt 
300 000 000 Euro übernehmen. In Anspruch ge-
nommene Ermächtigungen aus Vorjahren sind 
anzurechnen. Das Nähere regelt das Finanzminis-
terium im Benehmen mit dem Ministerium für Jus-
tiz, Kultur und Europa. 
 

Anpassung zur Verminderung des Landesrisi-
kos. 

 Die Regelungen der bisherigen Absätze 5 und 6 
werden nicht mehr benötigt. 
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(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, der IT-
Verbund Schleswig-Holstein AöR (IT-VSH) im 
Rahmen einer Vereinbarung eine teilweise Haf-
tungsfreistellung durch das Land Schleswig-
Holstein von der Trägerhaftung für Dataport nach 
§ 2 Absatz 5 des Dataport-Staatsvertrages, Anlage 
zum Gesetz vom 15. November 2003 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 557), zuletzt geändert durch Staats-
vertrag vom 27. September 2013, Anlage zum 
Gesetz vom 1. Dezember 2013 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 511), bis zu einer Gesamthöhe von 10 000 000 
Euro zuzusichern. Durch geeignete Regelungen ist 
sicherzustellen, dass das Land Schleswig-Holstein 
von der IT-VSH erst in Anspruch genommen wer-
den kann, wenn der Anteil der IT-VSH an dem 
Stammkapital von Dataport aufgebraucht ist. 
 

Redaktionelle Anpassung. 

§ 19 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Innenministeriums 
 

 

(1) Das Innenministerium wird ermächtigt, eine 
Freihalteerklärung gegenüber dem Statistischen 
Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein - Anstalt 
des öffentlichen Rechts für anteilige Pensions-
beihilfeansprüche an Ruhestandsbeamtinnen 
und Ruhestandsbeamte, soweit sie auf Be-
schäftigungszeiten beim Land Schleswig-
Holstein beruhen, in Höhe von 590 000 Euro 
abzugeben. 
 

Laut aktuellem versicherungsmathematischen 
Gutachten (VmG) und Jahresabschluss 2013 
bestehen gegenüber Schleswig-Holstein keine 
Forderungen mehr aus Urlaubs- und Altersteil-
zeitansprüchen. Für anteilige Pensionsbeihil-
feansprüche wird nach dem VmG eine Freihal-
teerklärung in Höhe von 590 000 Euro bis Ende 
2015 benötigt. 

(2) Das Innenministerium wird ermächtigt, mit den 
Städten Kiel, Lübeck, Flensburg und Brunsbüttel 
Verwaltungsvereinbarungen zu schließen, wonach 
diese die Landesaufgabe Brandbekämpfung und 
technische Hilfe auf der Seewasserstraße Ostsee 
und auf Anforderung auch in anderen Gewässern 
wahrnehmen. Das Innenministerium darf zu die-
sem Zweck Verpflichtungen zur Übernahme der 
Kosten für Aus- und Fortbildung einschließlich 
Übungen, Ausstattung samt Unterhaltung, Haf-
tungsrisiken und vier bei der Stadt Brunsbüttel im 
mittleren Dienst zu beschäftigende Berufsfeuer-
wehrleute und die Höherdotierung einer bereits 
dort eingerichteten Beamtenstelle nach Besol-
dungsgruppe A 12 im Rahmen der Ansätze in der 
Titelgruppe 62 im Kapitel 0405 eingehen. Es darf 
den Städten Kostenübernahme im Rahmen der 
Ansätze der Titelgruppe 62 im Kapitel 0405 für den 
Einzelfall zusagen. 
 

 

(3) Der Überschuss der Einnahmen aus der Feuer-
schutzsteuer (Titel 1101 - 059 01) über die Ausga-
ben gemäß § 30 Absatz 1 des Finanzausgleichs-
gesetzes ist bei Titel 0405 - 883 61 (TG 61) - Zu-
weisungen an Kreise und Gemeinden für Investiti-
onen - zu übertragen. 
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(4) Das Innenministerium wird ermächtigt, mit Krei-
sen Verträge über gemeinsame Geschwindig-
keitsüberwachungsprojekte zu schließen, sofern 
die daraus entstehenden Ausgaben aus Tit. 0410 - 
633 01 gedeckt werden können. 
 

 

(5) In der Vermessungs- und Katasterverwaltung 
gilt eine Wiederbesetzungssperre für alle frei wer-
denden Arbeitsplätze, die mit Beamtinnen und 
Beamten der Laufbahngruppe 1 mit dem zweiten 
Einstiegsamt oder vergleichbaren Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern besetzt sind. 
 

 

(6) Das Innenministerium wird ermächtigt, den 
Kreisen und kreisfreien Städten Erstattungen für 
Aufwendungen von bis 1 200 000 Euro jährlich bis 
zu einer Dauer von fünf Jahren, in Ausnahmefällen 
mit Einwilligung des Finanzministeriums auch für 
einen längeren Zeitraum, zuzusagen, die ihnen für 
die Anmietung oder Pacht geeigneter Gebäude zur 
Unterbringung von Asylbewerberinnen und Asyl-
bewerbern entstehen. 
 

 

(7) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Innenministeriums im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Justiz, Kultur und Europa 
im Zusammenhang mit der Neugestaltung der Ab-
schiebungshaft erforderliche Titel einschließlich 
Verpflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und Haushaltsvermerken einzu-
richten, umzusetzen und zu ändern sowie in zu-
sätzliche Ausgaben oder Verpflichtungen einzuwil-
ligen, wenn und soweit die Finanzierung der Maß-
nahmen gedeckt ist. 

 

 Die Regelung des bisherigen Absatzes 8 wird 
nicht mehr benötigt.  
 

§ 20 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Finanzministeriums 
 

 

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, nach 
Zustimmung des Finanzausschusses Aktien der 
AKN Eisenbahn AG zu erwerben, dafür erforderli-
che Titel einschließlich Verpflichtungsermächtigun-
gen und der entsprechenden Haushaltsvermerke 
einzurichten oder zu ändern sowie zusätzliche 
Ausgaben zu leisten oder Verpflichtungen einzu-
gehen, wenn und soweit die Finanzierung der 
Maßnahmen gedeckt wird. 
 

 

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für den 
Fachbereich Steuerverwaltung der Fachhochschu-
le für Verwaltung und Dienstleistung in Altenholz 
das notwendige Personal, insgesamt bis zu neun 
Personen, gegen Kostenübernahme zur Verfügung 
zu stellen. 
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(3) Das Finanzministerium darf im Zusammenhang 
mit den Auswirkungen von Tierseuchen gegen 
Deckung zusätzliche Haushaltsmittel bereitstellen, 
erforderliche neue Titel einrichten und Haushalts-
mittel umsetzen. 
 

 

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei der 
Umstellung des Kapitals (Grund-, Stiftungs-, 
Stammkapital) der Beteiligungen des Landes auf 
den Euro Kapitalerhöhungen vorzunehmen, die 
erforderlich sind, den gesetzlichen Vorgaben unter 
Beibehaltung der bestehenden Anteilsrelationen zu 
entsprechen. 
 

 

(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für das 
Projekt E-Beihilfe Mittel bis zu einer Höhe von 
101 600 Euro aus den zu erwartenden Einsparun-
gen bei Titel 1106 - 441 11 MG 01 in das Kapitel 
0507 zur Deckung der mit dem Projekt in Zusam-
menhang stehenden Personalausgaben umzuset-
zen. 
 

 

(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit, Verkehr und Technologie und nach Zu-
stimmung des Finanzausschusses die Anteile des 
Landes an der AKN-Eisenbahn AG (AKN) zu ver-
äußern. 
 

 

(7) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur 
Deckung eines anerkannten Raumbedarfs Gebäu-
de oder Räume grundsätzlich durch die Gebäude-
management Schleswig-Holstein (GMSH) anzu-
mieten, sofern die Haushaltsdeckung dargelegt 
wird. Der Einwilligung des Finanzausschusses 
bedarf es in den Fällen, in denen es sich nicht um 
ein laufendes Geschäft im Sinne des § 38 Absatz 5 
LHO handelt. 
 

 

(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die zur 
Aufgabenerledigung der Fachaufsicht Geschäfts-
bereich Bundesbau durch das Amt für Bundesbau 
erforderlichen Anpassungen aufgrund sich ändern-
der Aufgaben und Bauvolumina vorzunehmen. In 
diesem Zusammenhang dürfen erforderliche Titel 
einschließlich Verpflichtungsermächtigungen mit 
den entsprechenden Ansätzen und den entspre-
chenden Haushaltsvermerken sowie im Einver-
nehmen mit dem Bund Planstellen und Stellen 
ausgebracht oder geändert werden, wenn und 
soweit die Finanzierung der Maßnahmen gedeckt 
ist. 
 

 

 Die Regelung des bisherigen Absatzes 9 wird 
nicht mehr benötigt. 
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(9) Das Finanzministerium wird ermächtigt, mit den 
öffentlichen-rechtlichen Religionsgemeinschaften 
eine Vereinbarung über die Verteilung von Versor-
gungslasten bei Wechsel von Beamtinnen und 
Beamten oder Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten zwischen dem Land und den öffentlich-
rechtlichen Religionsgemeinschaften abzuschlie-
ßen, die den Regelungen des Versorgungslasten-
teilungsgesetzes vom 3. Juni 2010 (GVOBl. Schl.-
H. S. 493) entspricht. 

Redaktionelle Anpassung. 

 Die Regelung des bisherigen Absatzes 11 wird 
nicht mehr benötigt. 
 

(10) Das Finanzministerium darf im Einvernehmen 
mit den zuständigen Ressorts im Zusammenhang 
mit der Verwaltung von Sondervermögen des Lan-
des sowie der Umsetzung der aus diesen Sonder-
vermögen finanzierten Programme Titel und Ver-
pflichtungsermächtigungen mit den entsprechen-
den Haushaltsvermerken einrichten oder ändern 
sowie in zusätzliche Ausgaben und Verpflichtungen 
einwilligen, wenn und soweit die Finanzierung der 
Maßnahmen gedeckt ist. 
 

Redaktionelle Anpassung. 

(11) Kassengeschäfte für die von der Investitions-
bank Schleswig-Holstein verwalteten Sonderver-
mögen des Landes dürfen vom Finanzverwal-
tungsamt - Landeskasse - wahrgenommen werden. 
Das Nähere, insbesondere die Sicherstellung des 
Zahlungsausgleichs zum Jahresende, ist zwischen 
dem Finanzministerium und der Investitionsbank 
Schleswig-Holstein zu vereinbaren. 
 

Redaktionelle Anpassung. 

 Die Regelung des bisherigen Absatzes 14 wird 
nicht mehr benötigt. 
 

(12) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei 
der Verselbstständigung der Landeskasse aus 
dem Finanzverwaltungsamt in einem neu zu 
schaffenden Kapitel im Einzelplan 05 erforderli-
che Titel einschließlich Verpflichtungsermäch-
tigungen mit den entsprechenden Ansätzen 
und Haushaltsvermerken einzurichten, wenn 
und soweit die Finanzierung der Maßnahme 
gedeckt ist. Es darf Planstellen und Stellen um-
setzen. 
 

Im Zuge der Errichtung eines zentralen Amtes 
für Aufgaben der Personalverwaltung soll die 
Landeskasse verselbstständigt werden. 
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(13) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
aufgrund der Zusammenlegung der Finanzäm-
ter Kiel-Nord und Kiel-Süd zu einem Finanzamt 
Kiel sowie für die Errichtung eines Finanzamtes 
für Zentrale Prüfungsdienste erforderlichen 
Änderungen im Landeshaushalt vorzunehmen. 
In diesem Zusammenhang dürfen erforderliche 
Titel einschließlich Verpflichtungsermächti-
gungen mit den entsprechenden Ansätzen und 
Haushaltsvermerken eingerichtet werden, wenn 
und soweit die Finanzierung der Maßnahmen 
gedeckt ist. Planstellen und Stellen für das vor-
handene Personal dürfen in die für das Finanz-
amt Kiel und das Finanzamt für zentrale Prü-
fungsdienste neu zu schaffenden Stellenpläne 
umgesetzt werden. 
 

Errichtung eines Finanzamtes für Zentrale Prü-
fungsdienste am Standort Kiel sowie Aufgaben-
zusammenlegung der Finanzämter Kiel-Nord 
und Kiel-Süd zu einem Besteuerungsfinanzamt. 

(14) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
im Zusammenhang mit einer Neuausrichtung 
des strategischen Personalmanagements er-
forderlichen Änderungen in den Stellenplänen 
des Einzelplans 05 vorzunehmen. Planstellen 
und Stellen einschließlich notwendiger Vermer-
ke dürfen umgesetzt oder geändert werden. Die 
daraus resultierenden Mehrausgaben sind aus 
dem zur Verfügung stehenden Personalausga-
benbudget des Einzelplans 05 zu finanzieren. 
 

Das Finanzministerium überarbeitet derzeit die 
Personalstrategie für die Steuerverwaltung. Die 
Ermächtigung ist erforderlich, um notwendige 
Änderungen, insbesondere auch eine Verlage-
rung von Stellen zwischen den Laufbahngrup-
pen, bereits im Haushaltsvollzug 2015 realisie-
ren zu können. 

§ 21 
Beteiligung an der HSH Nordbank AG 

 

 

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die im 
Eigentum des Landes stehenden Aktien der HSH 
Nordbank AG Kiel/Hamburg zu veräußern und 
damit verbundene Erklärungen abzugeben. Die 
vertragliche Ausgestaltung steht unter dem Vorbe-
halt der Zustimmung des Finanzausschusses des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages. 
 

 

(2) Veräußerungserlöse aus dem Verkauf der Ak-
tien der HSH Nordbank AG Kiel/Hamburg sind 
nach Abzug der Kosten vollständig zur Tilgung von 
Krediten zu verwenden, die der Höhe nach der 
ursprünglichen Finanzierung der Beteiligung am 
Grundkapital der HSH Nordbank AG Kiel/Hamburg 
durch die Gesellschaft zur Verwaltung und Finan-
zierung von Beteiligungen des Landes Schleswig-
Holstein mbH entsprechen. 
 

 

(3) Das Finanzministerium darf zur Umsetzung der 
Maßnahmen der Absätze 1 und 2 erforderliche 
Titel einschließlich Verpflichtungsermächtigungen 
mit den entsprechenden Ansätzen und den ent-
sprechenden Haushaltsvermerken einrichten und 
ändern sowie in zusätzliche Ausgaben und Ver-
pflichtungen einwilligen, wenn und soweit die Fi-
nanzierung der Maßnahmen gedeckt ist. 
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§ 22 
Hochschulen und Forschungsinstitute 

 

 

(1) Das Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
darf im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
die staatlichen Hochschulen des Landes ermächti-
gen, zur Beteiligung an zu gründenden oder bereits 
bestehenden Gesellschaften Geschäftsanteile je-
weils bis zur Höhe von 25 000 Euro gegen De-
ckung zu leisten sowie die erforderlichen Ausgabe-
titel einrichten. 
 

 

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, das 
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein in das 
Betriebsmittelverfahren für öffentliche Kassen ein-
zubeziehen. Das Nähere ist zwischen dem Ministe-
rium für Bildung und Wissenschaft sowie dem Uni-
versitätsklinikum zu vereinbaren. 
 

 

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Bildung und Wissen-
schaft Erbbaurechte an Grundstücken zugunsten 
der Stiftung Helmholtz-Zentrum für Ozeanfor-
schung (GEOMAR) unter vollständigem Verzicht 
auf den Erbbauzins zu bestellen. 
 

 

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium für Bildung und 
Wissenschaft für den Umwandlungsprozess der 
Universität Lübeck in eine Stiftungsuniversität 
und für den Betrieb der Stiftungsuniversität 
erforderliche Titel einschließlich Verpflichtungser-
mächtigungen und der entsprechenden Haushalts-
vermerke einzurichten oder zu ändern sowie Plan-
stellen und Stellen auszubringen, in zusätzliche 
Ausgaben oder Verpflichtungen einzuwilligen sowie 
erforderliche Umsetzungen von Mitteln vorzuneh-
men, wenn und soweit die Finanzierung der Maß-
nahmen gedeckt ist. 
 

Die Umwandlung ist beschlossen, es ist insbe-
sondere eine Ermächtigung für die Schaffung 
von Stellen für diejenigen Beschäftigten erforder-
lich, die von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch 
machen und zunächst beim Land verbleiben. 
Zudem kann durch die Ermächtigung auf sonsti-
ge auftretende Problemlagen im Rahmen der 
Umwandlung flexibel reagiert werden. 

(5) Das Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
darf im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel zusa-
gen, für Verpflichtungen aus Risiken der Ver-
tragserfüllung im Rahmen des Solar-Orbiter-
Projektes im Innenverhältnis bis zu 2 400 000 Euro 
zu erstatten. 
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§ 23 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 
und Technologie 

 

 

(1) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 
und Technologie darf im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium und nach Einwilligung des Fi-
nanzausschusses mit Verkehrsunternehmen, 
Fahrzeugvorhaltegesellschaften und Finanziers Ver-
einbarungen zur Stabilisierung und Verbesserung 
der Verkehrsbedienung im öffentlichen Schienen-
personennahverkehr (SPNV) einschließlich etwaiger 
SPNV-Ersatzleistungen mit dem Ziel, die Attraktivi-
tät zu erhöhen, schließen und dabei zusagen, die-
se bei einer etwaigen Umsatzsteuerpflicht der Zu-
schüsse des Landes von entsprechenden Belas-
tungen freizustellen. Hierzu gehören auch Garan-
tien des Landes, mit denen es umfassend die Risi-
ken aus der Finanzierung von SPNV-Fahrzeugen, 
auch einrede- und einwendungsfrei, übernimmt. 
 

 

(2) Das Finanzministerium darf im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 
und Technologie oder anderen betroffenen Res-
sorts im Zusammenhang mit der Regionalisierung 
des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 
erforderliche Titel einschließlich Verpflichtungser-
mächtigungen und der entsprechenden Haushalts-
vermerke einrichten oder ändern sowie in zusätzli-
che Ausgaben einwilligen, die infolge Nichtbeset-
zung oder Wegfalls von Planstellen und Stellen 
erspart werden. 
 

 

(3) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 
und Technologie darf im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium und nach Einwilligung des Fi-
nanzausschusses mit der Freien und Hansestadt 
Hamburg, schleswig-holsteinischen Kreisen und 
kreisfreien Städten Vereinbarungen über ein 
ÖPNV-Angebot zur ausreichenden und sicheren 
Versorgung der Bevölkerung mit Nahverkehrsleis-
tungen, über die Einführung eines landesweit gel-
tenden Tarifsystems zur transparenteren ÖPNV-
Nutzung sowie zur Gründung und zum Betrieb 
einer diesen Zielen dienenden Nahverkehrsinstitu-
tion schließen, in denen auch die Finanzierung 
geregelt wird. 
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(4) Das Finanzministerium darf im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 
und Technologie bei Übernahme oder Umstellung 
der Verwaltung von Kreisstraßen durch das Land 
gemäß § 53 des Straßen- und Wegegesetzes des 
Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. November 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 631, ber. 2004 S. 140), Res-
sortbezeichnungen ersetzt durch Artikel 67 und 68 
der Verordnung vom 4. April 2013 (GVOBl. Schl.-
H. S. 143), erforderliche Titel einschließlich Ver-
pflichtungsermächtigungen und der entsprechen-
den Haushaltsvermerke einrichten oder ändern 
sowie Planstellen und Stellen ausbringen und in 
zusätzliche Ausgaben oder Verpflichtungen einwil-
ligen, wenn und soweit hierfür nicht veranschlagte 
Mittel von anderer Seite zweckgebunden gezahlt 
oder rechtsverbindlich zugesagt sind oder die Fi-
nanzierung der Maßnahmen anderweitig gedeckt 
ist. 
 

 

(5) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 
und Technologie darf im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium und nach Einwilligung des Fi-
nanzausschusses mit Eisenbahninfrastrukturunter-
nehmen Verträge schließen mit der Zusage, sich 
im Rahmen der vertraglichen Vereinbarungen an 
den Planungskosten für Schieneninfrastrukturmaß-
nahmen zu beteiligen sowie im Falle der Nichtreali-
sierung der betreffenden Maßnahmen den Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen zu erstatten, wenn 
das jeweilige Projekt aus Gründen, die das Land zu 
vertreten hat, nicht realisiert wird. Ferner dürfen 
Verträge, die auch Finanzierungsregelungen ent-
halten, mit Eisenbahninfrastrukturunternehmen 
geschlossen werden, um gefährdete Trassen zu 
sichern oder um die Eisenbahninfrastruktur zu er-
halten oder zu verbessern. Das Finanzministerium 
darf erforderliche Titel einschließlich Verpflich-
tungsermächtigungen und der entsprechenden 
Haushaltstitel einrichten oder ändern sowie in zu-
sätzliche Ausgaben oder Verpflichtungen einwilli-
gen, wenn und soweit die Finanzierung der Maß-
nahme gedeckt ist. 
 

 

(6) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 
und Technologie wird ermächtigt, eine Freihalteer-
klärung gegenüber der Eichdirektion Nord - Anstalt 
des öffentlichen Rechts für anteilige Beihilfean-
sprüche an Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamte, soweit sie auf Beschäftigungszeiten 
beim Land Schleswig-Holstein beruhen, in Höhe 
bis zu 300 000 Euro abzugeben. 
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 (7) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 
und Technologie darf im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium die Übernahme entstehender 
Ausfälle von im Rahmen des Mittelstandsfonds 
Schleswig-Holstein (MSH) bis 2020 gewährten 
Beteiligungen garantieren. Das Fondsvolumen darf 
während des Investitionszeitraums den Betrag von 
50 000 000 Euro nicht überschreiten. Die Garantie 
des Landes darf bei dem zu Grunde gelegten 
Fondsvolumen bis zu 50 % betragen. Die aus die-
sem Fonds gewährten Beteiligungen dürfen maxi-
mal eine Laufzeit von 15 Jahren haben. Bestehen-
de Verträge können angepasst werden. 
 

 

(8) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 
und Technologie darf im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium der Investitionsbank die Über-
nahme entstehender Ausfälle von im Rahmen der 
Darlehensprogramme „IB.KMUdirekt“ und des 
Existenzgründungsprogramms „Starthilfe Schles-
wig-Holstein“ für das Jahr 2015 zugesagten Darle-
hen garantieren. Die von der Investitionsbank zu-
gesagten Darlehen dürfen eine Laufzeit von maxi-
mal 10 Jahren haben. Das Obligo dieser Darlehen 
darf für das Haushaltsjahr 2015 in der Summe 
5 000 000 Euro nicht übersteigen. Die Ausfallga-
rantie des Landes darf bis zu 35 % betragen. 
 

Anpassung an das Haushaltsjahr. 

(9) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 
und Technologie darf im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium die für die Jahre 2004 bis 2008 
im Rahmen des Förderprogramms „Beteiligungsso-
fortprogramm für Arbeitsplätze“ herausgelegten 
Gewährleistungserklärungen gegenüber der Bürg-
schaftsbank Schleswig-Holstein um fünf Jahre 
verlängern.  
 

 

(10) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 
und Technologie wird ermächtigt, im Rahmen der 
Kommunalisierung und Privatisierung der landes-
eigenen Häfen Vereinbarungen über die Übertra-
gung des Eigentums von Hafengrundstücken, 
Wasserflächen und sonstigen Vermögensgegen-
ständen und des Hafenbetriebes einschließlich 
damit im Zusammenhang stehender Rechtsge-
schäfte schließen. Für diese Fälle kann das Fi-
nanzministerium auf Antrag des Ministeriums für 
Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie Aus-
nahmen von den §§ 63 und 64 LHO zulassen; es 
darf erforderliche Titel sowie Verpflichtungser-
mächtigungen mit den entsprechenden Haushalts-
vermerken einrichten oder ändern sowie in zusätz-
liche Ausgaben und Verpflichtungen einwilligen, 
wenn und soweit die Finanzierung der Maßnahmen 
gedeckt ist. 
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(11) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 
und Technologie darf im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium und nach Einwilligung durch den 
Finanzausschuss zur Absicherung bestimmter 
Kredite der AKN Eisenbahn AG oder ihrer Tochter-
gesellschaften Bürgschaften, Garantien oder sons-
tige Gewährleistungen bis zur Höhe von insgesamt 
70 000 000 Euro übernehmen. 
 

 

§ 24 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich  

des Ministeriums für Bildung und Wissenschaft 
 

 

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Bildung und Wissen-
schaft der Zahlung von Anwärtersonderzuschlägen 
entsprechend § 69 Besoldungsgesetz Schleswig-
Holstein in der Lehrerlaufbahn der Studienrätinnen 
und Studienräte an Berufsbildenden Schulen bis 
zur Höhe von jeweils 600 000 Euro in den Jahren 
2015, 2016 und 2017 zuzustimmen. Zur Deckung 
der Mehrausgaben sind bis zu 15 Planstellen je 
Haushaltsjahr im Kapitel 0716 nicht zu besetzen. 
 

Anpassung der Haushaltsjahre. 

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Zu-
sammenhang mit der Förderung von Betreuungs- 
und Ganztagsangeboten auf Antrag des Ministeri-
ums für Bildung und Wissenschaft Mittel aus den in 
den Kapiteln 0711 bis 0716 veranschlagten Perso-
nalkostenansätzen umzusetzen, erforderliche Titel 
einschließlich Verpflichtungsermächtigungen und 
der entsprechenden Haushaltsvermerke einzurich-
ten oder zu ändern sowie Planstellen und Stellen 
auszubringen, in zusätzliche Ausgaben oder Ver-
pflichtungen einzuwilligen sowie erforderliche Um-
setzungen von Mitteln vorzunehmen, wenn und 
soweit die Finanzierung der Maßnahmen gedeckt 
ist. 
 

 

(3) Das Finanzministerium darf im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
die im Zusammenhang mit der Neuordnung der 
vertraglichen Beziehungen mit der Freien und 
Hansestadt Hamburg erforderlich werdenden Titel 
einschließlich Verpflichtungsermächtigung mit den 
entsprechenden Ansätzen und Haushaltsvermer-
ken einrichten und ändern sowie in zusätzliche 
Ausgaben oder Verpflichtungsermächtigungen 
einwilligen, wenn und soweit die Finanzierung ge-
deckt ist. 
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(4) Das Finanzministerium darf auf Antrag des 
Ministeriums für Bildung und Wissenschaft oder 
anderer Ressorts und gegebenenfalls im Einver-
nehmen mit weiteren Ressorts im Zusammenhang 
mit Veränderungen bei Landesförderzentren im 
Sinne von § 54 Absatz 2 Schulgesetz erforderliche 
Titel einschließlich Verpflichtungsermächtigungen 
mit den entsprechenden Ansätzen und entspre-
chenden Haushaltsvermerken einrichten, umsetzen 
und ändern sowie Planstellen und Stellen ausbrin-
gen, übertragen und ändern sowie in zusätzliche 
Ausgaben oder Verpflichtungen einwilligen, wenn 
und soweit die Maßnahmen gedeckt sind. Das 
Ministerium für Bildung und Wissenschaft oder 
andere Ressorts dürfen im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium in diesem Zusammenhang Ver-
träge zur Regelung der Angelegenheiten dieser 
Förderzentren schließen, soweit die Finanzierung 
gedeckt ist. 
 

 

(5) Das Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium die durch Änderungen des Hoch-
schulrechts erforderlichen Änderungen im Landes-
haushalt vorzunehmen. In diesem Zusammenhang 
dürfen Titel neu eingerichtet, Mittel und Verpflich-
tungsermächtigungen umgeschichtet und die aus 
stellenplansystematischen Gründen notwendigen 
Planstellen und Stellen für das vorhandene Hoch-
schulpersonal mit den erforderlichen Vermerken im 
Stellenplan des Landes und der Hochschulen an-
gepasst und ausgebracht werden. Die Maßnahmen 
dürfen nicht zu einer Erhöhung der Ausgaben füh-
ren. 
 

 

(6) Das Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
darf im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
zum Aufbau eines Schiffspools Wasserfahrzeuge 
kostenlos einer Betreibergemeinschaft für deutsche 
Forschungsschiffe übereignen. Das Finanzministe-
rium darf auf Antrag des Ministeriums für Bildung 
und Wissenschaft die entsprechenden Titel einrich-
ten und aus dem Kapitel 0723 Titelgruppen 62 und 
64 Mittel umsetzen. 
 

 

(7) Das Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium alles Notwendige zu veranlassen, 
um zur Steigerung der Effizienz der Patentverwer-
tung eine gesellschaftsrechtliche Veränderung der 
PVA Patent- und Verwertungsagentur für die wis-
senschaftlichen Einrichtungen in Schleswig-
Holstein GmbH und/oder die Zusammenführung 
der Patentverwertungsaktivitäten von Schleswig-
Holstein und Hamburg vorzunehmen. Das Finanz-
ministerium darf auf Antrag des Ministeriums für 
Bildung und Wissenschaft gegebenenfalls erforder-
liche Titel einrichten und Mittel umsetzen. 
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§ 25 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Ministeriums für Justiz, Kultur und Europa 
 

 

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Justiz, Kultur und Eu-
ropa im Zusammenhang mit der Neuausrichtung 
der Unterbringung und Betreuung der Sicherungs-
verwahrten sowie der Strafgefangenen mit ange-
ordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwah-
rung im Einzelplan 09 und Einzelplan 12 erforderli-
che Titel mit den entsprechenden Ansätzen, Ver-
pflichtungsermächtigungen und Haushaltsvermer-
ken einzurichten, wenn und soweit die Finanzie-
rung gedeckt ist. 
 

 

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Justiz, Kultur und Eu-
ropa im Zusammenhang mit der Unterbringung 
nach dem Therapieunterbringungsvollzugsgesetz 
vom 24. April 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 530) in 
anderen Ländern im Einzelplan 09 erforderliche 
Titel mit den entsprechenden Ansätzen, Verpflich-
tungsermächtigungen und Haushaltsvermerken 
einzurichten. Die anfallenden Ausgaben werden 
durch Minderausgaben im Einzelplan 09 gedeckt. 
 

 

(3) Das Ministerium für Justiz, Kultur und Europa 
darf der Kulturstiftung des Landes und der Bürger-
stiftung Schleswig-Holsteinische Gedenkstätten 
zusagen, dass auf die Erstattung von Personal- 
und Sachausgaben verzichtet wird, die durch den 
Einsatz von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Landes im Rahmen der Geschäftsführung der Kul-
turstiftung und der Bürgerstiftung Schleswig-
Holsteinische Gedenkstätten entstehen. 
 

 

(4) Das Ministerium für Justiz, Kultur und Europa 
darf die Kulturstiftung des Landes Schleswig-
Holstein ermächtigen, die in 1995 übertragenen 
511 290 Euro sowie die in 2013 übertragenen 
150 000 Euro und die für 2014 erwarteten Be-
träge aus dem Aufkommen aus der Abgabe auf 
Glücksspiele Ertrag bringend anzulegen und die 
Erträge, getrennt vom sonstigen Stiftungsvermö-
gen, im Sinne des Stiftungszwecks gemäß § 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Gesetzes zur Um-
wandlung der Kulturstiftung des Landes Schleswig-
Holstein in eine Stiftung des öffentlichen Rechts 
vom 30. Mai 1995 (GVOBl. Schl.-H. S. 221), Zu-
ständigkeiten und Ressortbezeichnungen zuletzt 
ersetzt durch Artikel 27 der Verordnung vom 
4. April 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 143), für die Kul-
turarbeit der Friesen im Lande einzusetzen (un-
selbständige Friesenstiftung). 

Anpassung an die geltende Rechtslage im 
Glücksspielrecht. 



- 39 - 

 
 

Gesetzestext Begründung 
 
 

 

(5) Das Ministerium für Justiz, Kultur und Europa 
darf im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
zur Sicherung der Finanzierung der Stiftung 
Schleswig-Holstein Musik Festival Bürgschaften, 
Garantien, Sicherheitsleistungen einschließlich 
Patronatserklärungen oder sonstige Gewährleis-
tungen bis zu einem Betrag von 1 200 000 Euro 
übernehmen. In Anspruch genommene Ermächti-
gungen aus Vorjahren sind anzurechnen. 
 

 

 Die Regelungen der bisherigen Absätze 6 und 7 
werden nicht mehr benötigt. 
 

(6) Das Ministerium für Justiz, Kultur und Europa 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium Aufgabenübertragungsverträge 
mit der Investitionsbank gemäß § 8 des Investiti-
onsbankgesetzes vom 7. Mai 2003 (GVOBl Schl.-
H. S. 206), geändert durch Artikel 16 des Gesetzes 
vom 17. Dezember 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 789), 
Ressortbezeichnung ersetzt durch Artikel 68 der 
Verordnung vom 4. April 2013 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 143), zur Übertragung der verwaltungsmäßigen 
Durchführung der EU-Förderprogramme der „Eu-
ropäischen Territorialen Zusammenarbeit“ (IN-
TERREG) abzuschließen. Das Ministerium für Jus-
tiz, Kultur und Europa wird des Weiteren ermäch-
tigt, gegenüber der EU Gewährleistungen für die 
Beteiligung von Partnern aus Schleswig-Holstein 
an den Förderprogrammen der „Europäischen Ter-
ritorialen Zusammenarbeit“ bis zu einem Betrag 
von 15 000 000 Euro zu übernehmen. In Anspruch 
genommene Ermächtigungen aus Vorjahren sind 
anzurechnen. 
 

Basis aller rechtlichen Vorgänge ist die Verord-
nung Nr. 1299/2013 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
mit besonderen Bestimmungen zur Unterstüt-
zung des Ziels "Europäische territoriale Zusam-
menarbeit" aus dem Europäischen Fonds für re-
gionale Entwicklung (EFRE). Die Bezeichnung  
INTERREG wird im „Programmjargon“ und in 
der Außenwerbung weiterhin verwendet. Der 
Zusatz „vormals“ kann daher entfallen. 

 Die Regelung des bisherigen Absatzes 9 wird 
nicht mehr benötigt. 
 

(7) Das Ministerium für Justiz, Kultur und Europa 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium und nach Einwilligung des Fi-
nanzausschusses eine Schiedsvereinbarung mit 
der Stifterfamilie sowie der Stiftung Schloss 
Glücksburg abzuschließen und sich auf dieser 
Basis einem schiedsrichterlichen Verfahren nach 
den Regelungen des 10. Buches der Zivilprozess-
ordnung zur rechtlichen Klärung der Einstandsver-
pflichtung der Stifterfamilie für das Schloss Glücks-
burg zu unterwerfen, sofern die Kosten für das 
Verfahren gedeckt sind. 
 
 
 
 

Redaktionelle Anpassung. 
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§ 26 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 
des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, 

Familie und Gleichstellung 
 

 

(1) Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Fa-
milie und Gleichstellung wird ermächtigt, mit den 
Städten Kiel, Lübeck und Flensburg Verwaltungs-
vereinbarungen zu schließen, wonach diese die 
Landesaufgabe Verletztenversorgung in den Küs-
tengewässern und auf Anforderung entsprechende 
Aufgaben auch in anderen Gewässern wahrneh-
men. Es darf zu diesem Zweck Verpflichtungen 
auch gegenüber anderen Stellen zur Übernahme 
der Kosten für Aus- und Fortbildung, Übungen, 
Ausstattung samt Unterhaltung, Organisation und 
Koordination, Haftungsrisiken sowie Absicherung 
der Unfallrisiken gegen Deckung eingehen. Es darf 
den Städten und anderen Stellen Kostenübernah-
me für den Einsatzfall gegen Deckung zusagen. 
 

 

 Die Regelung des bisherigen Absatzes 2 wird 
nicht mehr benötigt. 
 

(2) Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Fa-
milie und Gleichstellung wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium mit örtli-
chen Trägern der Sozialhilfe Verträge zur Förde-
rung von Projekten zur sozialräumlichen Weiter-
entwicklung der Eingliederungshilfe längstens für 
die Dauer von fünf Jahren zu schließen, wenn und 
soweit der Bedarf über den Titel 1005 - 633 03 
gedeckt ist. 

Redaktionelle Anpassung. 

 Die Regelungen der bisherigen Absätze 4 und 5 
werden nicht mehr benötigt. 
 

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, 
Familie und Gleichstellung, des Ministeriums für 
Bildung und Wissenschaft und des Ministeriums für 
Justiz, Kultur und Europa im Zusammenhang mit 
der Einrichtung ergänzender Hilfesysteme für Op-
fer von sexuellem Kindesmissbrauch jeweils erfor-
derliche Änderungen im Haushalt vorzunehmen. 
Gemäß Satz 1 dürfen Titel einschließlich Verpflich-
tungsermächtigungen mit den entsprechenden 
Ansätzen und Haushaltsvermerken eingerichtet 
und geändert sowie Mittel, Stellen und Planstellen 
umgesetzt werden, wenn und soweit die Finanzie-
rung der Maßnahmen gedeckt ist 

Redaktionelle Anpassung. 

 Die Regelung des bisherigen Absatzes 7 wird 
nicht mehr benötigt. 
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§ 27 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Ministeriums für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 

 

 

(1) Das Ministerium für Energiewende, Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume wird ermäch-
tigt, mit Waldeigentümerinnen und Waldeigentü-
mern zur Erhaltung der NATURA 2000 - Gebiete 
und der Flächen entsprechend Artikel 10 FFH - 
Richtlinie im Rahmen des Vertragsnaturschutzes 
langfristige Verträge zu schließen. Die erforderlichen 
Haushaltsmittel werden innerhalb des Einzelplans 
13 gedeckt. 
 

Redaktionelle Änderung. 

(2) Das Ministerium für Energiewende, Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume wird ermäch-
tigt, bei gemeinsam mit der Europäischen Union 
(EU) finanzierten Maßnahmen Zusagen in Höhe 
der jeweils vorgesehenen EU-Fördermittel zu ma-
chen, soweit diese Zusagen im Rahmen der 
bestehenden Ausgabeermächtigungen einge-
löst werden können. Diese Ermächtigung gilt für 
folgende gemeinsam mit der EU finanzierten Pro-
gramme: 
 

1. Plan des Landes Schleswig-Holstein zur Ent-
wicklung des ländlichen Raumes nach der Ver-
ordnung (EG) Nummer 1698/2005 des Rates 
vom 20. September 2005 über die Förderung 
der Entwicklung des ländlichen Raums 
durch den Europäischen Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER) (ABl. L 277 S. 1, zuletzt ber. 
2007 L 48 S. 3), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung (EU) Nummer 1310/2013 vom 
17. Dezember 2013 (ABl. L 347 S. 865), sowie 
des Folgeprogramms auf der Grundlage der 
EU-Verordnung über die Förderung der Ent-
wicklung des ländlichen Raumes, 

 

2. Operationelles Programm Europäischer Fische-
reifonds (EFF) Förderperiode 2007 - 2013 der 
Bundesrepublik Deutschland gemäß Verord-
nung (EG) Nummer 1198/2006 des Rates vom 
27. Juli 2006 über den Europäischen Fische-
reifonds (ABl. L 223 S. 1), zuletzt geändert 
durch Verordnung (EU) Nummer 335/2014 
vom 11. März 2014 (ABl. L 103 S. 33), sowie 
des Folgeprogramms. 

 

 
 
 
 
 
Klarstellung, dass Zusagen im Rahmen der 
Ausgabeermächtigung realisiert werden können.  
 
 
 
 

Redaktionelle Änderungen. 
 
 

(3) Das Ministerium für Energiewende, Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume wird ermäch-
tigt, der Akademie für ländliche Räume e.V. im 
Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländli-
che Räume am Standort Flintbek Büroinfrastruk-
tur in einem Gegenwert von bis zu 10 000 Euro 
zur unentgeltlichen Nutzung zur Verfügung zu stel-
len. 
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(4) Das Ministerium für Energiewende, Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume wird ermäch-
tigt, eine Freihalteerklärung gegenüber den 
Schleswig-Holsteinischen Landesforsten - Anstalt 
des öffentlichen Rechts für anteilige Pensionsan-
sprüche an Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamte, soweit sie auf Beschäftigungszeiten 
beim Land Schleswig-Holstein beruhen, in Höhe 
von 255 000 Euro und für anteilige Pensionsbeihil-
feansprüche an Ruhestandsbeamtinnen und Ru-
hestandsbeamte, soweit sie auf Beschäftigungszei-
ten beim Land Schleswig-Holstein beruhen, in Hö-
he von 30 000 Euro abzugeben. 
 

 

(5) Das Ministerium für Energiewende, Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume darf für die 
Vergabe von Gutachten im Bereich der atomrecht-
lichen Verfahren Verpflichtungen in Höhe der von 
den Betreibern zu erstattenden Mittel eingehen. 
 

 

(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, in Ab-
stimmung mit dem Ministerium für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume bei 
der Übernahme der Wasserbauaufgaben in den 
Marinehäfen des Bundes erforderliche Änderungen 
im Haushalt vorzunehmen. In diesem Zusammen-
hang dürfen Titel einschließlich Verpflichtungser-
mächtigungen und der entsprechenden Haushalts-
vermerke neu eingerichtet und geändert werden, 
Mittel umgeschichtet sowie Stellen und Planstellen 
eingerichtet und umgesetzt werden, sofern die 
Finanzierung der Maßnahmen gedeckt ist. 
 

 

(7) Das Ministerium für Energiewende, Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
Verpflichtungen zur Erstattung der Kosten für die 
auftragsweise Wahrnehmung bergbehördlicher 
Aufgaben und Aufgaben der Kohlenwasserstoffge-
ologie des Landes Schleswig-Holstein durch nie-
dersächsische Behörden einzugehen oder zu ver-
längern. 
 

 

§ 28 
Ermächtigungen für den Einzelplan 14 

 

 

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Chief Information Officer (CIO) 
bei der Übertragung von Aufgaben an Dataport 
oder an andere Dienstleister im Bereich der IT 
durch die Ressorts (Outsourcing), den Titel 1402 - 
533 56 (Ausgaben aufgrund von Werkverträgen 
und anderen Vertragsformen) in Höhe der anfal-
lenden Mehrausgaben für korrespondierende 
Dienstleistungsverträge zu erhöhen, wenn sie 
durch Minderausgaben in den Einzelplänen der 
betreffenden Ressorts gedeckt sind. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Chief Information Officer (CIO) 
im Zusammenhang mit dem Betrieb und der Fort-
entwicklung des Sprach- und Datennetzes Schles-
wig-Holstein (Landesnetz) sowie anderer IT- und 
E-Government-Maßnahmen die erforderlichen Titel 
einschließlich Verpflichtungsermächtigungen mit 
den entsprechenden Ansätzen und den entspre-
chenden Haushaltsvermerken einzurichten und zu 
ändern sowie im Einvernehmen mit dem abgeben-
den Ressort Planstellen und Stellen umzusetzen 
sowie in zusätzliche Ausgaben und Verpflichtungen 
einzuwilligen, wenn und soweit die Finanzierung 
der Maßnahmen gedeckt ist. 
 

 

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Chief Information Officer (CIO) 
und den beteiligten Ressorts erforderliche Titel mit 
den entsprechenden Ansätzen und Haushaltsver-
merken einzurichten, umzusetzen oder zu ändern, 
wenn und soweit aufgrund von IT-Verfahren erziel-
te Einnahmen zur Refinanzierung von IT-
Maßnahmen im Kapitel 1402 verwendet werden 
und die Finanzierung der Maßnahmen gedeckt ist. 
 

 

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Chief Information Officer (CIO) 
und den beteiligten Ressorts zur Bündelung der 
mobilen Kommunikationsdienste (wie z.B. Mobilte-
lefonie) und zum Aufbau einer zentralen Steuerung 
der hiermit im Zusammenhang stehenden Ausga-
ben der unmittelbaren Landesverwaltung im Kapitel 
1402 erforderliche Titel mit den entsprechenden 
Ansätzen und Haushaltsvermerken sowie Planstel-
len und Stellen einschließlich notwendiger Vermer-
ke einzurichten und umzusetzen, wenn und soweit 
die Finanzierung der Maßnahmen gedeckt ist. 
 

 

(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Chief Information Officer (CIO) 
bei der Übertragung von Aufgaben des Amtes für 
Informationstechnik an Dataport oder andere 
Dienstleister im Rahmen der Reorganisation der 
Informationstechnik in der Steuerverwaltung den 
Ansatz bei Titel 1402 - 533 56 in Höhe der anfal-
lenden Mehrausgaben für korrespondierende 
Dienstleistungsverträge zu erhöhen, wenn und 
soweit die Finanzierung der Maßnahme gedeckt 
und ihre Wirtschaftlichkeit gemäß § 7 Absatz 2 
LHO nachgewiesen ist. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

§ 29 
Investitionsbank 

 

 

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, Titel 
einzurichten und in zusätzliche Ausgaben einzuwil-
ligen, wenn die Erfüllung von Förderaufgaben ge-
gen Entgelt auf die Investitionsbank übertragen 
wird, sofern die Haushaltsdeckung dargelegt wird. 
 

 

(2) Zur Vorbereitung und Durchführung des Wohn-
raumförderungsprogramms für das folgende Jahr 
darf das Finanzministerium auf Antrag des Innen-
ministeriums Landesmittel zur Wohnraumförderung 
und zur Finanzierung von Gemeinschaftsanlagen 
schon vor Inkrafttreten des Haushaltsplanes mit 
der Maßgabe freigeben, dass die Investitionsbank 
über die freigegebenen Mittel durch Darlehensbe-
willigung verfügen und ihre Auszahlung für das 
nächste Haushaltsjahr verbindlich zusagen darf. 
 

 

(3) Die zuständigen Fachministerien dürfen im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium der In-
vestitionsbank die Erstattung ihrer gesamten Pen-
sionsleistungen für die Landesbeamtinnen und 
Landesbeamten zusagen, die mit der Übertragung 
von Förderaufgaben zu deren Bearbeitung in den 
Dienst der Investitionsbank treten. 
 

 

§ 30 
Ermächtigung zur Änderung der 

Ansätze für die Gemeinschaftsaufgaben 
 

 

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
Ansätze für die Gemeinschaftsaufgaben „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ und 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“ an die dem Land endgültig vom Bund 
bereitgestellten Beträge anzupassen. Eine sich 
daraus ergebende Nettomehrbelastung des Lan-
des ist durch Einsparungen an anderer Stelle des 
Haushalts zu decken. 
 

 

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, inner-
halb der Kapitel für die im Absatz 1 genannten 
Gemeinschaftsaufgaben zusätzliche Titel mit neu-
en Zweckbestimmungen einzurichten, wenn das 
zur Anpassung an den endgültig festgestellten 
Rahmenplan oder Koordinierungsrahmen erforder-
lich ist. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

§ 31 
Solländerungen 

 

 

(1) Die zusätzlichen Ausgaben und Verpflichtungen 
sowie die zur Deckung erforderlichen Beträge nach 
folgenden Bestimmungen: 
 

1.   § 6 Absatz 1 
2.   § 8 Absatz 8 
3.   § 9 Absatz 1 und 2 
4.   § 13 Absatz 4 
5.   § 19 Absatz 7 
6.   § 20 Absatz 1, 3, 5, 8, 10, 12 und 13 
7.   § 21 Absatz 3 
8.   § 22 Absatz 4 
9.   § 23 Absatz 2, 4, 5 und 10 
10. § 24 Absatz 3 
11. § 25 Absatz 1 und 2 
12. § 28 Absatz 1, 2 und 5 
13. § 29 Absatz 1  

 
gelten als Änderung des Haushaltssolls. 
 

Anpassung an die entsprechenden Reglungen 
im Haushaltsgesetz. 

(2) Die Umsetzungen nach folgenden Bestimmun-
gen des Haushaltsgesetzes 
 

1.  § 8 Absatz 7, 10 und 12 
2.  § 9 Absatz 4 
3.  § 13 Absatz 1 Nummer 2, Nummer 3 und 

Absatz 2 
4.  § 14 Absatz 5, 6, 15 und 17 
5.  § 24 Absatz 2, 4, 5, 6 und 7 
6.  § 26 Absatz 3 
7.  § 27 Absatz 6 
8.  § 28 Absatz 3 und 4 

 
und nach den Haushaltsvermerken im Haushalts-
plan gelten als Änderungen des Haushaltssolls. 
 

Anpassung an die entsprechenden Reglungen 
im Haushaltsgesetz. 

(3) Die Anpassung der endgültig festgestellten 
Rahmenpläne nach § 30 Absatz 1 sowie die zur 
Deckung der Nettomehrbelastung erforderlichen 
Einsparungen gelten als Änderung des Haus-
haltssolls. 
 

 

§ 32 
Weitergeltung von Bestimmungen 

 

 

Die nach diesem Gesetz erteilten Ermächtigungen 
gelten bis zum Inkrafttreten des Haushaltsgesetzes 
für das folgende Haushaltsjahr weiter. § 18 Absatz 
2 LHO bleibt hiervon unberührt. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

§ 33 
Schulgirokonten 

 

 

Das Ministerium für Bildung und Wissenschaft wird 
ermächtigt, durch eine Richtlinie, die der Zustim-
mung des Finanzministeriums bedarf, die Einrich-
tung von Girokonten bei Kreditinstituten für Schu-
len in öffentlicher Trägerschaft zu regeln.  
 

 

§ 34 
Änderung des Hochschulgesetzes 

 

 

Das Hochschulgesetz vom 28. Februar 2007 
(GVOBl. Schl.-H. S. 184), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. August 2013 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 365), ist in 2015 in folgender Fassung anzu-
wenden:  
 
In § 8 Absatz 1 werden folgende Sätze 4 und 5 
angefügt:  
 
„Die Hochschulen können sich aus den Fi-
nanzmitteln nach Satz 1 an der Finanzierung 
von Maßnahmen des Landes nach § 9 Absatz 1 
Satz 1 und 3 beteiligen oder diese vollständig 
übernehmen. Zusagen der einzelnen Hochschu-
le nach Satz 4 sind im Jahr 2015, auch soweit 
sie erst in späteren Jahren ausgabewirksam 
werden, nur mit vorheriger Zustimmung des für 
Wissenschaft zuständigen Ministeriums und 
des Finanzministeriums zulässig; die Zustim-
mung darf nur erteilt werden, sofern die Zusa-
gen der Hochschulen in 2015 insgesamt den 
Betrag von 5 Millionen Euro nicht überschrei-
ten.“ 

Bau und Bauunterhaltung im Bereich der Hoch-
schulen des Landes sind gemäß § 9 Abs. 1 HSG 
Aufgabe des Landes und grundsätzlich von die-
sem zu finanzieren. Allerdings wird es immer 
Maßnahmen geben, die aus Sicht des Landes 
für den Hochschulbetrieb nicht als zwingend 
notwendig anzuerkennen sind, die aus Sicht der 
Hochschule für deren Aufgabenerfüllung aber 
gleichwohl sinnvoll sind. Gerade vor dem Hinter-
grund der Haushaltskonsolidierung werden die 
Spielräume für die Berücksichtigung besonderer 
Belange der Hochschulen zunehmend kleiner. 
Andererseits besteht auf Seiten der Hochschu-
len in Einzelfällen die Bereitschaft, die Umset-
zung bestimmter Maßnahmen durch einen zu-
sätzlichen Eigenbeitrag oder sogar durch voll-
ständige Übernahme der Ausgaben zu ermögli-
chen. Denkbar erscheint dies beispielsweise, 
wenn die Hochschule mit  einer zusätzlichen In-
vestition Einsparungen bei den laufenden Be-
triebskosten erzielen möchte und hierdurch eine 
wirtschaftlichere Gebäudebewirtschaftung errei-
chen kann.  
Da die Hochschulen die Globalzuweisungen des 
Landes nur zur Erfüllung ihrer Aufgaben erhal-
ten, bestand in der Vergangenheit die Problema-
tik, im Einzelfall abzugrenzen, inwieweit auch ei-
ne bauliche Maßnahme von den Hochschulen 
aus dem Landeszuschuss oder den aus diesen 
Mitteln gebildeten Rücklagen finanziert werden 
darf. Mit § 8 Abs. 1 Satz 4 wird nunmehr - zu-
nächst nur für das Jahr 2015 - ausdrücklich ge-
regelt, dass dies möglich ist. Hierdurch wird das 
Land nicht von seinen weiter bestehenden Ver-
pflichtungen im Hochschulbau befreit. Mit der 
Regelung werden auch keine Bauaufgaben an 
die Hochschulen übertragen. Insoweit bleibt es 
unverändert bei den bisherigen gesetzlichen 
Regelungen.  
Beteiligt sich die Hochschule durch verbindliche 
Zusage eines Finanzierungsanteils an einer bau-
lichen Maßnahme des Landes, handelt es sich 
aus Sicht des Landes insoweit um eine Kofinan-
zierung durch einen Dritten, die wie in anderen 
Fällen auch im Haushaltsvollzug (vgl.  § 6 Abs. 1 
Haushaltsgesetz 2014) umgesetzt werden kann. 
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Gesetzestext Begründung 
 
 

 

 Von der Regelung kann nur mit vorheriger Zu-
stimmung des Finanzministeriums und des Mi-
nisteriums für Bildung und Wissenschaft Ge-
brauch gemacht werden und - bezogen auf alle 
Hochschulen - maximal für einen Gesamtbetrag 
von 5 Millionen Euro. 
 

§ 35 
Inkrafttreten 

 

 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.  
 
 
 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 
 
 
 
Kiel, 
 

 
 
 
 
 

Torsten Alb ig  
Ministerpräsident 

 
 
 
 
 

Monika Heinold  
Finanzministerin 
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Haushaltsübersicht (Beträge in T€) 2015

Einnahmen

Einzel-
plan

Bezeichnung Jahr
01 - 09

Steuern und
steuer-

ähnliche
Abgaben

11 - 19
Verwaltungs-
einnahmen,
Einnahmen

aus
Schulden-
dienst und

dgl.

21 - 29
Zuwendun-

gen mit
Ausnahme

für
Investitionen

31 - 34
Schulden-
aufnahme,
Zuwendun-

gen für
Investitionen

35 - 39
Besondere
Finanzie-

rungs-
einnahmen

Gesamt-

einnahmen

- T€ -

01 Landtag 2015 0,0 280,8 0,0 0,0 0,0 280,8

02 Landesrechnungshof 2015 0,0 0,5 0,0 0,0 0,0 0,5

03 Ministerpräsident, Staatskanz-
lei

2015 0,0 70,7 21,0 600,0 0,0 691,7

04 Innenministerium 2015 0,0 26.015,4 40.911,2 28.679,0 19.251,5 114.857,1

05 Finanzministerium 2015 0,0 25.122,1 10.784,5 0,0 0,0 35.906,6

06 Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit, Verkehr und Technolo-
gie

2015 0,0 4.497,4 244.701,2 106.686,3 0,0 355.884,9

07 Ministerium für Bildung und 
Wissenschaft

2015 0,0 7.029,3 130.551,2 21.450,0 380,0 159.410,5

09 Ministerium für Justiz, Kultur 
und Europa

2015 0,0 164.761,7 3.188,6 0,0 1,2 167.951,5

10 Ministerium für Soziales, 
Gesundheit, Familie und 
Gleichstellung

2015 0,0 2.626,5 275.963,1 30.913,0 2.846,4 312.349,0

11 Allgemeine Finanzverwaltung 2015 7.812.274,0 194.123,9 784.788,1 4.156.941,1 12.555,3 12.960.682,4

12 Hochbaumaßnahmen und 
Raumbedarfsdeckung des 
Landes

2015 0,0 2.950,0 45.000,0 20.583,0 0,0 68.533,0

13 Ministerium für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume

2015 56.484,0 31.340,6 88.638,6 26.740,3 695,2 203.898,7

14 Informations- und Kommunika-
tionstechnologien, E-Gover-
nment und Organisation

2015 0,0 640,0 0,0 0,0 1.115,0 1.755,0

15 Landesverfassungsgericht 2015 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Summe Haushalt 2015 7.868.758,0 459.458,9 1.624.547,5 4.392.592,7 36.844,6 14.382.201,7

Summe Haushalt 2014 7.472.551,0 457.833,1 1.508.914,4 3.952.509,4 26.583,9 13.418.391,8

mehr(+) / weniger(-) +396.207,0 +1.625,8 +115.633,1 +440.083,3 +10.260,7 +963.809,9
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Ausgaben

41 - 49
Personal-
ausgaben

51 - 55
Sächliche

Verwaltungs-
ausgaben

56 - 59
Schulden-

dienst

61 - 69
Zuwendun-

gen mit
Ausnahme

für
Investitionen

71 - 79
Baumaß-
nahmen

81 - 89
Sonstige

Investitionen
und

Investitions-
förderungs-
maßnahmen

91 - 99
Besondere 
Finanzie-

rungs-
ausgaben

Gesamt-

ausgaben

Überschuss

(+)

/

Zuschuss

(-)

- T€ -

23.857,7 2.992,9 0,0 5.832,9 0,0 196,9 0,0 32.880,4 -32.599,6

5.087,9 1.149,3 0,0 2,1 0,0 193,0 0,0 6.432,3 -6.431,8

14.208,6 1.956,7 0,0 2.719,6 0,0 1.246,0 0,0 20.130,9 -19.439,2

376.316,5 44.578,1 400,0 151.902,8 1.455,0 62.417,6 0,0 637.070,0 -522.212,9

183.025,9 12.931,1 0,0 2.665,7 0,0 609,7 115,0 199.347,4 -163.440,8

14.512,0 3.930,1 0,0 367.451,9 0,0 176.688,7 0,0 562.582,7 -206.697,8

1.283.506,1 11.562,1 0,0 802.411,7 503,7 47.861,1 1.124,3 2.146.969,0 -1.987.558,5

240.937,0 139.966,2 0,0 44.510,8 0,0 9.331,3 0,0 434.745,3 -266.793,8

29.643,3 8.029,6 0,0 1.126.788,7 0,0 73.517,7 157,7 1.238.137,0 -925.788,0

1.597.116,6 3.026,8 4.917.202,9 1.774.558,3 0,0 45.768,5 59.081,4 8.396.754,5 +4.563.927,9

0,0 98.153,3 0,0 0,0 133.542,2 22.790,9 0,0 254.486,4 -185.953,4

62.553,7 49.117,0 0,0 125.010,4 1.104,3 102.495,2 -7.267,1 333.013,5 -129.114,8

0,0 103.416,2 0,0 6.421,1 1,0 9.756,0 0,0 119.594,3 -117.839,3

30,0 28,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 58,0 -58,0

3.830.795,3 480.837,4 4.917.602,9 4.410.276,0 136.606,2 552.872,6 53.211,3 14.382.201,7 +0,0

3.663.847,7 468.953,1 4.297.291,4 4.232.758,2 166.243,1 568.834,4 20.463,9 13.418.391,8 +0,0

+166.947,6 +11.884,3 +620.311,5 +177.517,8 -29.636,9 -15.961,8 +32.747,4 +963.809,9
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noch Haushaltsübersicht 2015

Übersicht über die Verpflichtungsermächtigungen

(Beträge in T€) 

Einzel-

plan Bezeichnung

Ver-

pflich-

tungs-

ermächti-

gungen

Von dem Gesamtbetrag (Spalte 3) dürfen

fällig werden

2015 2016 2017 2018 2019 ff.

T€

1 2 3 4 5 6 7

03 Ministerpräsident, Staatskanzlei 800,0 500,0 300,0

04 Innenministerium 25.825,0 13.075,0 5.750,0 4.375,0 2.625,0

06 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und 
Technologie

165.801,0 55.643,0 52.960,0 46.198,0 11.000,0

07 Ministerium für Bildung und Wissenschaft 443.332,0 114.883,0 109.483,0 109.483,0 109.483,0

09 Ministerium für Justiz, Kultur und Europa 6.740,0 3.905,0 2.835,0

10 Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie und 
Gleichstellung

17.488,0 6.679,0 5.556,0 4.164,0 1.089,0

12 Hochbaumaßnahmen und Raumbedarfsdeckung 
des Landes

131.207,0 53.992,0 41.315,0 25.400,0 10.500,0

13 Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume

98.255,0 40.688,0 28.507,0 17.603,0 11.457,0

Zusammen: 889.448,0 289.365,0 246.706,0 207.223,0 146.154,0
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Teil II:   Finanzierungsübersicht 2015

I. Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Ausgaben

(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zuführungen an 

Rücklagen und Ausgaben zur Deckung eines kassenmäßigen Fehlbetrages) 10.333.613,4 T€

2. Einnahmen

(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, Entnahmen aus Rücklagen, 

und Einnahmen aus kassenmäßigen Überschüssen) 10.234.806,1 T€

3. Finanzierungssaldo 98.807,3 T€

II. Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

4. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt

4.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 4.146.395,6 T€

4.2 Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 4.048.588,3 T€

Netto-Neuverschuldung (Saldo aus 4.1 und 4.2) 97.807,3 T€

5. Ausgaben zur Deckung kassenmäßiger Fehlbeträge - T€

6. Einnahmen aus kassenmäßigen Überschüssen - T€

7. Rücklagenbewertung

7.1 Entnahmen aus Rücklagen 1.000,0 T€

7.2 Zuführungen an Rücklagen - T€

Saldo aus 7.1 und 7.2 + 1.000,0 T€

8. Finanzierungssaldo 98.807,3 T€

Teil III:   Kreditfinanzierungsplan 2015

I. Kredite am Kreditmarkt

1. Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 4.146.395,6 T€

2. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt

4.048.588,3 T€

- T€

- T€ 4.048.588,3 T€

3. Saldo aus 1. und 2. 97.807,3 T€

II. Kredite im öffentlichen Bereich

4. Einnahmen aus Krediten von Gebietskörperschaften - T€

5. Ausgaben zur Schuldentilgung bei Gebietskörperschaften 493,0 T€

Rainer.Granert
Rechteck
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A. Problem 
 

Gemäß Artikel 50 Abs. 4 Satz 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein 
dürfen in das Haushaltsgesetz nur Vorschriften aufgenommen wer-den, die sich 
auf die Einnahmen und die Ausgaben des Landes und auf den Zeitraum bezie-
hen, für den das Haushaltsgesetz beschlossen wird. Die Haushaltsgesetzge-
bung für das Jahr 2015 erfordert aber auch Änderungen an Fachgesetzen, die 
über das Haushaltsjahr hinaus wirken müssen, um die angestrebte nachhaltige 
Wirkung zu entfalten. 

 
 

B. Lösung 
 
Das vorliegende Haushaltsbegleitgesetz 2015 fasst die zur Absicherung der 
Haushaltsgesetzgebung für das Jahr 2015 erforderlichen dauergesetzlichen 
Änderungen zusammen.  
 
Der Gesetzentwurf beinhaltet im Wesentlichen die folgenden Regelungen: 
 

Änderung des Gesetzes zur Ausführung von Artikel 53 der Verfassung 

des Landes Schleswig-Holstein 
 
•   Durch die Änderung wird sichergestellt, dass sich die Höhe der Konjunktur-

komponente zukünftig ausschließlich auf die dem Land verbleibenden Steu-
ereinnahmen bezieht. 

 

Gesetz über die Errichtung eines Sondervermögens im Zentralen Grund-

vermögen zur Behördenunterbringung (Sondervermögen ZGB) 
 
•   Errichtung eines Sondervermögens zur Finanzierung notwendiger großer 

Baumaßnahmen, die im laufenden Haushalt aufgrund bestehender Fristen 
oder gesetzlicher Vorgaben innerhalb des vorgegebenen Zeitrahmens nicht 
realisierbar wären. 

 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung eines Sondervermögens 

Hochschulsanierung  
 
•   Erweiterung bzw. Anpassung der Zweckbestimmung des Sondervermögens 

im Hinblick auf den Sanierungsbedarf der Gebäude des Universitätsklini-
kums Schleswig-Holstein sowie der Universität zu Lübeck nach Überführung 
in eine rechtsfähige Stiftung des öffentlichen Rechts. 

 

Änderung des Schulgesetzes  
 
•   Anpassung der jährlichen Entwicklung des Umschülerbeitrages sowie des 

Schulkostenbeitrages bei einer berufsbildenden Schule in Landesträger-
schaft an die amtlich festgestellte Veränderung des Verbraucherpreisindex. 
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Änderung des Gesetzes zur Gleichstellung der Frauen im öffentlichen 

Dienst 
 
•   Durch die Einrichtung einer Geschäftsstelle für die Landesarbeitsgemein-

schaft der hauptamtlichen kommunalen Gleichstellungsbeauftragten (LAG) 
soll eine gleichstellungsbezogene Informationsplattform und -drehscheibe für 
den kommunalen Bereich geschaffen werden, bei der alle notwendigen An-
gaben zur Situation der haupt- und ehrenamtlichen kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten gebündelt werden. 

 
 

C. Alternativen  
 

Keine. 
 
 

D. Kosten und Verwaltungsaufwand 
 

1.   Kosten 
 

Das Sondervermögen ZGB wird im Jahr 2015 aus dem Haushaltsplan mit 
einem Betrag von 18 Mio. Euro ausgestattet. Weitere Mittel können dem 
Sondervermögen nach Maßgabe des Landeshaushalts zugeführt werden 
soweit dies erforderlich ist, um die vollständige Finanzierung der Vorhaben 
zu gewährleisten. 
 
Für die Finanzierung der Geschäftsstelle zur Unterstützung der LAG wird 
von jährlichen Personal- und Sachkosten in Höhe von insgesamt 50.000 
Euro ausgegangen. Diese Kosten werden vom Land getragen und sind im 
Einzelplan 10 veranschlagt. 
 
Aus den weiteren vorgesehenen Gesetzesänderungen entstehen keine zu-
sätzlichen Kosten.  

 

2.   Verwaltungsaufwand 
 

In Verbindung mit der Errichtung des Sondervermögens ZGB entsteht Ver-
waltungsaufwand bei der Investitionsbank Schleswig-Holstein, der aus der 
verzinslichen Anlage der Mittel des Sondervermögens gedeckt wird. 
 
Mit den weiteren vorgesehenen Gesetzesänderungen ist kein Verwaltungs-
aufwand verbunden.  

 

3.   Auswirkungen auf die private Wirtschaft 
 

Keine. 
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E. Federführung 
 

Federführend ist das Finanzministerium. 
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Entwurf 

Haushaltsbegleitgesetz 2015 

Vom     Dezember 2014 
 
 
 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
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Gesetzestext 
 

 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes zur Ausführung von 

Artikel 53 der Verfassung des Landes  

Schleswig-Holstein 

Begründung 

 
Das Gesetz zur Ausführung von Artikel 53 der Ver-
fassung des Landes Schleswig-Holstein vom 
29. März 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 427), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 506), wird wie folgt geändert: 

 

 

§ 6 wird wie folgt geändert: 
 

 

1. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 

„(2) Die prognostizierte Konjunkturkomponente 
bei Haushaltsaufstellung (ex ante Konjunktur-
komponente) berechnet sich als Differenz zwi-
schen  
 
1. der Differenz der geplanten Steuereinnah-

men gemäß Absatz 3 und dem gemäß den 
Absätzen 3 bis 6 zu bestimmenden langfris-
tigen Steuereinnahmeniveau, um das die 
tatsächlichen Steuereinnahmen in Abhän-
gigkeit von der konjunkturellen Lage 
schwanken (Trendsteuereinnahmen) und 

 
2. einen konjunkturell bedingten Kommunalan-

teil.  
 
Der konjunkturell bedingte Kommunalanteil ist 
die Summe aus 
 
1. dem Produkt des Verbundsatzes mit der Dif-

ferenz zwischen den Steuereinnahmen ge-
mäß Absatz 3 und den Trendsteuereinnah-
men sowie  

 
2. den Abrechnungsbeträge aus Vorjahren. 
 
Die Konjunkturkomponente im Haushaltsvollzug 
(ex post Konjunkturkomponente) ist die um et-
waige vorweggenommene Abrechnungsbeträge 
der Finanzausgleichsmasse für zukünftige Jah-
re reduzierte Summe aus 
 
1. der ex ante Konjunkturkomponente und 
 
2. der Differenz zwischen den tatsächlichen 

Steuereinnahmen gemäß Absatz 3 sowie 
den bei der Berechnung der ex ante Kon-
junkturkomponente zugrunde gelegten ge-
planten Steuereinnahmen. 

 
Im Falle von Anpassungen der Trendsteuerein-
nahmen während eines laufenden Haushalts-
jahres erfolgt eine Neuberechnung der ex ante 
Konjunkturkomponente.“ 
 

Durch die Änderung in § 6 Abs. 2 wird bewirkt, 
dass sich die Höhe der Konjunkturkomponente 
zukünftig ausschließlich auf die dem Land ver-
bleibenden Steuereinnahmen bezieht. Diese 
Änderung hat zur Folge, dass einerseits bei ge-
genüber der Planung sinkenden Steuereinnah-
men zukünftig keine zusätzlichen Konsolidie-
rungspotentiale erschlossen werden können und 
andererseits bei gegenüber der Planung stei-
genden Steuereinnahmen keine zusätzliche 
Konsolidierungserfordernisse auf das Land zu-
kommen. Aus diesem Grund berücksichtigt die 
Konjunkturkomponente fortan einen so genann-
ten konjunkturell bedingten Kommunalanteil, der 
sowohl die originäre konjunkturelle Auswirkung 
auf die Kommunen als auch die abrechnungs-
bedingte Phasenverschiebung des Kommunalen 
Finanzausgleich beachtet. Demgemäß sind zu-
sätzliche Einnahmen im Haushaltsvollzug soweit 
keine Abrechnungen für den Kommunalen Fi-
nanzausgleich für zukünftige Jahre erfolgen, 
vollständig zur Verbesserung des Finanzie-
rungssaldos einzusetzen. Die Planungssicher-
heit des Haushalts wird weiter erhöht, da auch 
für den Bereich des Kommunalen Finanzaus-
gleichs auf eine strukturelle Perspektive abge-
stellt wird. 
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2. Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
 

„(5) Die Trendsteuereinnahmen betragen 6.753 
Mio. Euro im Jahr 2011 und 7.002 Mio. Euro im 
Jahr 2012. Die Trendsteuereinnahmen betra-
gen im Jahr 2014 7.819 Mio. Euro, im Jahr 
2015 8.103 Mio. Euro, im Jahr 2016 8.385    
Mio. Euro und im Jahr 2017 8.725 Mio. Euro. 
Bei wesentlichen strukturellen Entwicklungen, 
insbesondere bei Rechtsänderungen, können 
die Trendsteuereinnahmen gemäß Satz 2 korri-
giert werden.“ 

 

Aufgrund der ab dem Jahr 2018 ins Auge ge-
fassten neuen Methodik zur Berechnung des 
Trendsteuerpfades, also der Weiterentwicklung 
des Konjunkturbereinigungsverfahrens, werden 
die Trendsteuereinnahmen bis einschließlich 
2017 gesetzlich festgeschrieben.  

3. In Absatz 6 Satz 1 wird die Jahresangabe 
„2013“ durch die Jahresangabe „2018“ ersetzt. 

 

Eine Rechtsverordnung soll die Details der Be-
rechnung ab dem Jahr 2018 regeln. 

  

Artikel 2 

Gesetz über die Errichtung eines  

Sondervermögens im Zentralen  

Grundvermögen zur Behördenunterbringung 

(Sondervermögen ZGB) 

 

 

§ 1 
Errichtung 

 

Das Land Schleswig-Holstein errichtet unter dem 
Namen „Sondervermögen ZGB“ ein zweckge-
bundenes Sondervermögen. 
 

§ 2 
Zweck des Sondervermögens 

 

(1) Das Sondervermögen dient der Finanzierung 
der folgenden zusätzlichen besonders bedeutsa-
men Neubau- und Sanierungsvorhaben des Lan-
des: 
 
1. Neubau einer Einsatztrainingshalle für die  

Polizeidirektion für Aus-und Fortbildung und für 
die Bereitschaftspolizei Schleswig-Holstein in 
Eutin, 

 
2. Herrichtung des Landesamtes für Auslän-

derangelegenheiten in Neumünster, 
 
3.  Herrichtung einer Liegenschaft in Kiel für eine 

Verwaltungsnutzung zwecks Aufgabe einer 
Drittanmietung, 

 
4.  Herrichtung einer Liegenschaft in Heide für die 

Unterbringung des Finanzamtes Dithmar-
schen. 

 
(2) Die Beauftragung eines Vorhabens ist nur 
zulässig, wenn die Finanzierung gesichert ist. 
Abschnittsbildungen sind zulässig, wenn sie wirt-
schaftlich sinnvoll sind.  
 
(3) Einzelheiten regelt das Finanzministerium 
durch Erlass. 

Das Sondervermögen soll der Finanzierung 
notwendiger großer Baumaßnahmen dienen, die 
im laufenden Haushalt aufgrund bestehender 
Fristen oder gesetzlicher Vorgaben innerhalb 
des vorgegebenen Zeitrahmens nicht realisier-
bar wären. 
Durch die Bereitstellung eines gesicherten Fi-
nanzrahmens im Wege eines Sondervermögens 
kann - anders als bei der Veranschlagung in 
jährlichen Tranchen - von vornherein ein am 
konkreten Bedarf orientierter Mittelabfluss si-
chergestellt und auch größere Maßnahmen mit 
einem längeren Planungsvorlauf umgesetzt 
werden. Die Bildung von Ausgaberesten oder 
Rücklagen, die bei der Umsetzung größerer 
Maßnahmen häufig notwendig wird, sowie deren 
notwendige Deckung im Folgejahr wird vermie-
den.  
Die Auswahl der umzusetzenden Maßnahmen 
erfolgt generell unter dem Aspekt der Wirtschaft-
lichkeit.  
Es ist beabsichtigt, im Jahr 2015 das Sonder-
vermögen mit einem Betrag von 18 Mio. Euro 
auszustatten. Weitere Mittel können dem Son-
dervermögen nach Maßgabe des Landeshaus-
halts zugeführt werden soweit dies erforderlich 
ist, um die vollständige Finanzierung der Vorha-
ben zu gewährleisten. 

  



- 8 - 

 
 

§ 3 
Stellung im Rechtsverkehr 

 
Das Sondervermögen ist nicht rechtsfähig. Es ist 
vom übrigen Vermögen des Landes, seinen 
Rechten und Verbindlichkeiten getrennt zu halten.  
 

 

§ 4 
Verwaltung 

 
(1) Das Sondervermögen wird von der Investiti-
onsbank Schleswig-Holstein nach Maßgabe ge-
sonderter Vereinbarung gemäß § 6 Absatz 3 in 
Verbindung mit § 8 Absatz 1 Investitionsbankge-
setz vom 7. Mai 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 206), 
geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 
17. Dezember 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 789), 
Zuständigkeiten und Ressortbezeichnungen er-
setzt durch Verordnung vom 4. April 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 143), im Auftrag des Finanz-
ministeriums verwaltet.  
 
(2) Das Finanzministerium erstellt für jedes Haus-
haltsjahr einen Haushaltsplan, in dem die voraus-
sichtlichen Einnahmen und Ausgaben des Son-
dervermögens darzustellen sind. Eine Kreditauf-
nahme durch das Sondervermögen ist nicht zu-
lässig. 
 
(3) Am Schluss eines jeden Haushaltsjahres er-
stellt das Finanzministerium eine Jahresrechnung 
für das Sondervermögen, in der der Bestand des 
Sondervermögens sowie die Einnahmen und 
Ausgaben nachzuweisen sind. Die Jahresrech-
nung wird als Anhang der Haushaltsrechnung des 
Landes beigefügt.  
 

 

§ 5 
Finanzierung 

 
Zur Begründung des Sondervermögens führt das 
Land der Investitionsbank Schleswig-Holstein im 
Haushaltsjahr 2015 Mittel in Höhe von 18 Millio-
nen Euro bis zum 31. Dezember 2015 zu. In den 
Folgejahren können dem Sondervermögen weite-
re Mittel nach Maßgabe des Landeshaushalts 
zugeführt werden soweit dies erforderlich ist, um 
die vollständige Finanzierung der in § 2 Absatz 1 
genannten Vorhaben sicherzustellen. Erträge aus 
der verzinslichen Anlage der Mittel fließen dem 
Sondervermögen zu, soweit sie nicht zur Deckung 
der Kosten der Investitionsbank Schleswig-
Holstein nach Maßgabe des Aufgabenübertra-
gungsvertrags benötigt werden. 
 

 

§ 6 
Auflösung 

 
Das Sondervermögen gilt als aufgelöst, wenn die 
vorhandenen Mittel vollständig ausgezahlt wur-
den. 
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Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung 

eines Sondervermögens Hochschulsanierung 

 

  

Das Gesetz über die Errichtung eines Sonder-
vermögens Hochschulsanierung vom 13. De-
zember 2012 (GVOBl. Schl.-H. S.746), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 3. Dezember 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 467), wird wie folgt geändert: 
  

§ 2 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:  
 
„Das Sondervermögen dient der Finanzierung 
besonders dringlicher und zugleich umfangreicher 
Sanierungs- und Modernisierungsvorhaben  
 
1. an landeseigenen Gebäuden, die von den 

Hochschulen des Landes oder dem Universi-
tätsklinikum Schleswig-Holstein genutzt wer-
den und  

 
2. an Gebäuden, die im Zuge der Umwandlung 

der Universität zu Lübeck in eine Stiftung des 
öffentlichen Rechts vom Land in das Eigentum 
der Stiftung übergegangen sind.“ 

Die Zweckbestimmung des Sondervermögens 
wird erweitert um Maßnahmen, die die vom 
UKSH genutzten Gebäude betreffen. Hierfür 
kann Bedarf entstehen, soweit die Bauaufga-
ben nicht dem UKSH übertragen und von die-
sem in Zusammenarbeit mit einem privaten 
Partner erfüllt werden. 
Auch nach Überführung der Universität zu 
Lübeck in eine rechtsfähige Stiftung des öf-
fentlichen Rechts soll die Sanierung und Mo-
dernisierung des vorhandenen Gebäudebe-
stands mit Mitteln des Sondervermögens mög-
lich bleiben. Da das Eigentum an den betref-
fenden Grundstücken auf die Universität 
übergeht, ist eine Anpassung in der Zweckbe-
stimmung des Sondervermögens erforderlich. 

  

 

Artikel 4 

Änderung des Schulgesetzes  

 

 

Das Schulgesetz vom 24. Januar 2007 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 4. Februar 2014 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 21), wird wie folgt geändert: 

 

  
1. § 23 Absatz 7 Satz 4 erhält folgende Fassung: 
 

„Bei Besuch einer Berufsschule oder Bezirks-
fachklasse richtet sich der Beitrag nach den 
durchschnittlichen laufenden Sachkosten 
(§ 48 Abs. 1 Satz 2) im Jahr 2010, die in den 
Jahren 2013 und 2014 jeweils um 4 % und ab 
dem Jahr 2015 jährlich um den Prozentsatz zu 
erhöhen sind, der der vom Statistischen Bun-
desamt festgestellten Veränderungsrate des 
Verbraucherpreisindex in dem vorvergange-
nen Jahr des Festsetzungszeitraumes nach 
Satz 1 entspricht, und den durchschnittlichen 
Personalkosten (§ 36 Abs. 2).“ 

In Anlehnung an den Sachkostenanteil in der 
Bezuschussung der Ersatzschulen gemäß 
§ 121 Abs. 4 und insoweit auch der Grundlage 
für den Erstattungsanspruch des Landes ge-
genüber der jeweiligen Wohnsitzgemeinde ei-
ner Schülerin oder eines Schülers an einer 
Ersatzschule (§ 113) wird auch für die jährli-
che Entwicklung des Umschülerbeitrages ge-
mäß § 23 Abs. 7 Satz 4 sowie des Schulkos-
tenbeitrages bei einer berufsbildenden Schule 
in Landesträgerschaft gemäß § 137 Abs. 3 ab 
dem Jahr 2015 auf die amtlich festgestellte 
Veränderungsrate des Verbraucherpreisindex 
umgestellt. Dies führt aktuell zu einer sachge-
rechten Entlastung der Zahlungsverpflichte-
ten. 

  
2. § 137 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
 

„(3) Ein Kreis oder eine kreisfreie Stadt, in de-
ren Gebiet eine berufsbildende Schule in Trä-
gerschaft des Landes liegt, hat an das Land 
für jede Schülerin und jeden Schüler dieser 
Schule, die in dem Kreis oder der kreisfreien 

Siehe Begründung zu Nr. 1. 
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Stadt wohnen, einen Beitrag zu zahlen. Der 
Beitrag soll 37,5 % der im Landesdurchschnitt 
im Jahr 2010 auf jede Schülerin oder jeden 
Schüler der Schulart entfallenden laufenden 
Kosten decken. Die Kosten sind in den Jahren 
2013 und 2014 jeweils um 4 % und ab dem 
Jahr 2015 jährlich um den Prozentsatz zu er-
höhen, der der vom Statistischen Bundesamt 
festgestellten Veränderungsrate des Verbrau-
cherpreisindex in dem vorvergangenen Jahr 
des Festsetzungszeitraumes entspricht. Der 
Beitrag wird vom für Bildung zuständigen Mi-
nisterium für jedes Jahr im Voraus festge-
setzt.“ 
 

  

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes zur 

Gleichstellung der Frauen im öffentlichen 

Dienst 

 

 

Das Gesetz zur Gleichstellung der Frauen im 
öffentlichen Dienst vom 13. Dezember 1994 
(GVOBl. Schl.-H. S. 562), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 26. März 2009 
(GVOBl. Schl.-H. S. 93), Zuständigkeiten und 
Ressortbezeichnungen ersetzt durch Verordnung 
vom 4. April 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 143), wird 
wie folgt geändert: 

 

  
In § 23 Absatz 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 
 
„Das Land fördert die hauptamtlichen kommuna-
len Gleichstellungsbeauftragten durch Einrichtung 
einer Geschäftsstelle nach Maßgabe des Haus-
halts.“ 

Durch die Einrichtung einer Geschäftsstelle für 
die Landesarbeitsgemeinschaft der hauptamtli-
chen kommunalen Gleichstellungsbeauftragten 
(LAG) soll eine gleichstellungsbezogene Infor-
mationsplattform und -drehscheibe für den 
kommunalen Bereich geschaffen werden. Hier 
sollen alle notwendigen Angaben zur Situation 
der haupt- und ehrenamtlichen kommunalen 
Gleichstellungsbeauftragten gebündelt werden 
(z.B. zur Eingruppierung, zur Qualifikation, zur 
Anzahl und Art der Widersprüche, zum Budget, 
zu Fortbildungen etc.). Belastbare Daten hier-
über stehen gegenwärtig - insbesondere wegen 
fehlender Arbeitskapazitäten bei der LAG - nicht 
zur Verfügung. Diese sind aber unverzichtbar, 
um die kommunalen Gleichstellungsbeauftrag-
ten auch von Seiten des Landes bei Umset-
zungsfragen des Gleichstellungsgesetzes un-
terstützen zu können. 

  
 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

 

 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in 
Kraft. 
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Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 
 
 
Kiel,  
 

 
 
 
 
 

Torsten Albig 
Ministerpräsident 

 
 
 
 
 

Monika Heinold 
Finanzministerin 

 
 
 
 
 

Prof. Dr. Waltraud Wende 
Ministerin für Bildung  

und Wissenschaft 

 
 
 
 
 

Kristin Alheit 
Ministerin für Soziales, Gesundheit, 

Familie und Gleichstellung 
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Allgemeine Begründung 
 
 

Zu Artikel 1 - Änderung des Gesetzes zur Ausführung von Artikel 53 der Ver-

fassung des Landes Schleswig-Holstein 
 
Durch die Änderung wird sichergestellt, dass sich die Höhe der Konjunkturkompo-
nente zukünftig ausschließlich auf die dem Land verbleibenden Steuereinnahmen 
bezieht. Hierzu bedarf es einer Bereinigung der Differenz zwischen den Steuerein-
nahmen und den Trendsteuereinnahmen, der bisherigen Höhe der Konjunkturkom-
ponente, um  einen so genannten Kommunalanteil. 
 
 

Zu Artikel 2 - Gesetz über die Errichtung eines Sondervermögens im Zentralen 

Grundvermögen zur Behördenunterbringung (Sondervermögen 

ZGB) 
 
Das Sondervermögen dient der Finanzierung notwendiger großer Baumaßnahmen, 
die im laufenden Haushalt aufgrund bestehender Fristen oder gesetzlicher Vorga-
ben innerhalb des vorgegebenen Zeitrahmens nicht realisierbar wären. 
Dazu ist beabsichtigt, das Sondervermögen im Jahr 2015 mit einem Betrag von 18 
Mio. Euro auszustatten. Weitere Mittel können dem Sondervermögen nach Maßga-
be des Landeshaushalts zugeführt werden, soweit dies erforderlich ist, um die voll-
ständige Finanzierung der Vorhaben zu gewährleisten. 
Die Auswahl der umzusetzenden Maßnahmen erfolgt generell unter dem Aspekt 
der Wirtschaftlichkeit.  
 
 

Zu Artikel 3 - Änderung des Gesetzes über die Errichtung eines Sonderver-

mögens Hochschulsanierung 
 
Die Zweckbestimmung des Sondervermögens gemäß § 2 Abs. 1 wird im Hinblick 
auf den Sanierungsbedarf der Gebäude des Universitätsklinikums Schleswig-
Holstein sowie der Universität zu Lübeck nach Überführung in eine rechtsfähige 
Stiftung des öffentlichen Rechts erweitert bzw. angepasst. 
 
 

Zu Artikel 4 - Änderung des Schulgesetzes 
 
Für die jährliche Entwicklung des Umschülerbeitrages gemäß § 23 Abs. 7 Satz 4 
sowie des Schulkostenbeitrages bei einer berufsbildenden Schule in Landesträger-
schaft gemäß § 137 Abs. 3 wird ab dem Jahr 2015 auf die amtlich festgestellte 
Veränderungsrate des Verbraucherpreisindex umgestellt. Bislang war eine jährliche 
Steigerung um 4 % vorgesehen. Die neue Regelung führt also zu einer sachge-
rechten Entlastung der Zahlungsverpflichteten. 
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Zu Artikel 5 - Änderung des Gesetzes zur Gleichstellung der Frauen im öffent-

lichen Dienst 
 
Durch die Einrichtung einer Geschäftsstelle für die Landesarbeitsgemeinschaft der 
hauptamtlichen kommunalen Gleichstellungsbeauftragten (LAG) wird eine gleich-
stellungsbezogene Informationsplattform und -drehscheibe für den kommunalen 
Bereich geschaffen. Hier sollen alle notwendigen Angaben zur Situation der haupt- 
und ehrenamtlichen kommunalen Gleichstellungsbeauftragten gebündelt werden 
(z.B. zur Eingruppierung, zur Qualifikation, zur Anzahl und Art der Widersprüche, 
zum Budget, zu Fortbildungen etc.).  
 
 

Zu Artikel 6 - Inkrafttreten 

 
Artikel 6 regelt das Inkrafttreten. 
 




